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SCHWERPUNKT

Nachhaltigkeit und 
Finanzwesen
Übergang zu nachhaltiger Wirtschaft
Unternehmer müssen die Folgen ihres Handelns 
auf Gesellschaft und Umwelt berücksichtigen und 
für finanzielle Nachhaltigkeit sorgen. Mit dieser 
Intention fördert die nigerianische Tony-Elu-
melu-Stiftung afrikanische Gründer, schreibt  
Geschäftsführerin Ifeyinwa Ugochukwu. Auch der 
Finanzsektor muss seinen Beitrag für den Über-
gang zu einer nachhaltigen Wirtschaft leisten, 
fordert Kathrin Berensmann vom Deutschen 
Institut für Entwicklungspolitik (DIE). Dafür 
müssten die Kriterien für nachhaltige Finanz
produkte klar definiert und international 
abgestimmt sein.� SEITEN 18, 19

Digitalisierung ausbauen 
In Zeiten der Corona-Pandemie ist es umso wich-
tiger, eine nachhaltige wirtschaftliche Entwick-
lung in den Ländern Afrikas, Asiens und Latein-
amerikas zu unterstützen. Wie der  
Entwicklungsfinanzierer DEG dies umsetzt, 
erklärt Geschäftsführerin Monika Beck.�  SEITE 22

Zeit gewonnen
Argentinien ist der Zahlungsunfähigkeit, die 
wegen seiner massiven Auslandsschulden drohte, 
entgangen. Dennoch ist eine nachhaltige Lösung 
der Schuldenprobleme noch immer nicht in Sicht, 
bedauert José Siaba Serrate, Volkswirt an der 
Universität von Buenos Aires. � SEITE 24

Entwicklungsstrategien nötig 
Afrikanische Regierungen stehen vor schweren 
Aufgaben: Sie müssen die Produktivität ihrer 
Volkswirtschaften steigern, sie auf Nachhaltigkeit 
ausrichten und zugleich die Staatsfinanzen stabil 
halten. Dereje Alemayehu von der Global Alliance 
for Tax Justice sagt im E+Z/D+C-Interview, afrika-
nische Regierungen bräuchten umfassende Ent-
wicklungsstrategien. Ein günstiges internationa-
les Umfeld sei hilfreich. � SEITE 26

Auf Schuldenqualität achten 
Selbst in einer globalen Pandemie ist pauschaler 
Schuldenerlass nicht sinnvoll. Entscheidungsträ-
ger müssen auf die Qualität von Schulden achten, 
betonen die Entwicklungsberater Leny van Oijen 
und Christian Penda Ekoka. Wenn aus früheren 
Erfahrungen keine Lehren gezogen werden, dro-
hen immer wieder neue Überschuldung und Ste-
ckenbleiben in Armut.  � SEITE 28



Zivilgesellschaft sieht Aufbruch 
Die internationale Gemeinschaft hat die Machter-
greifung des Militärs in Mali verurteilt. Doch viele 
Menschen im Land nehmen sie als politischen 
Durchbruch für ihre Forderungen wahr. Grit Lenz 
vom zivilgesellschaftlichen Netzwerk Fokus Sahel 
hält Sanktionen, die der Zivilgesellschaft schaden, 
für das falsche Instrument und sieht in der aktuel-
len Situation eine Chance für Reformen. � SEITE 7

Debatte

Tribüne

China schlägt Indien
China und Indien sind die bevölkerungsreichsten 
Länder der Welt. Zusammen machen sie ein Drit-
tel der Menschheit aus. Beide Länder gestalten ihr 
Schicksal seit Ende der 1940er Jahre größtenteils 
unabhängig. Statistiken belegen, dass das kom-
munistische China das formal demokratische 
Indien schon seit langem überflügelt, schreibt der 
Ökonom Praveen Jha aus Delhi.� SEITE 10

Voneinander lernen
In zwei Austauschprojekten zwischen Mitarbei-
tern der Städte Aachen und Kapstadt sollte die 
Zusammenarbeit gestärkt werden. Die Beteiligten 
ziehen eine positive Bilanz - auch was die nach-
haltige Entwickung beider Kommunen angeht.  Es 
berichten Gabriele Schütz-Lembach vom Förder-
verein der Agenda-21-Partnerschaft Aachen-Kap-
stadt und die Wissenschaftlerin Ulrike Devers-
Kanoglu.� SEITE 15

Ohne Ethik keine Nachhaltigkeit
Die beiden Begriffe „financial sustainability“ und „sustainable finance“ klingen 
ähnlich, bedeuten aber nicht dasselbe. Beim ersten geht es um die langfristige 
Zahlungsfähigkeit einer natürlichen oder juristischen Person. Der zweite be-
nennt dagegen eine Nische in der Finanzwirtschaft, die auch „ethisches Invest-
ment“ oder in letzter Zeit „ESG-Investment“ heißt. Die drei Buchstaben stehen 
für die Berücksichtigung ökologischer, sozialer und politischer Folgen (environ-
mental, social and governance impacts).

Die Fachwelt hat die beiden Begriffe bislang kaum miteinander verbun-
den, aber das ändert sich angesichts der dramatischen Folgen der globalen Er-
hitzung. Offensichtlich sind die verheerenden Kosten von Stürmen, Fluten, Dür-
ren, Waldbränden und so weiter nicht im Marktgeschehen eingepreist. Auch die 
volkswirtschaftliche Gesamtrechnung erfasst sie nicht. Sie wertet Reparaturaus-
gaben generell als Wachstum, weist aber irreparable Schäden kaum aus.

Zentralbanken befürchten mittlerweile, dass extreme Klimaentwicklun-
gen potenziell die Stabilität des Finanzsystems bedrohen (siehe Hans Dembow-
ski im Monitor des E+Z/D+C e-Papers 2020/03). Katastrophen werden häufiger 
und schlimmer, aber die Risikomodelle der Finanzinstitute sind dafür blind, 
denn sie beruhen auf Erfahrungsdaten, die der sich schnell wandelnden Umwelt 
nicht mehr entsprechen. Zentralbanker wissen, dass systematisch unterschätzte 
Risiken gefährlich sind. Die Finanzkrise von 2008 entstand, weil Banken Hypo-
thekenrisiken in den USA bewusst unsichtbar gemacht hatten.

Es wird immer deutlicher, dass Investitionen ohne Rücksicht auf ESG-Fol-
gen schlicht unverantwortlich sind. Sie vernachlässigen zu erwartende Schäden. 
Bleiben andere auf den Kosten sitzen, wird deren Zahlungsfähigkeit unterhöhlt. 
Müssen aber die Verursacher selbst irgendwann haften, ist ihre Zahlungsfähig-
keit bedroht. 

Die Corona-Pandemie zeigt, wie heftig externe Schocks sein können. Lock-
down-Maßnahmen bremsen nicht nur die Viren-Ausbreitung, sondern auch Fir-
menumsätze. Wenn obendrein noch Arbeitsplätze verlorengehen und die Kauf-
kraft sinkt, geht es noch schneller bergab. Ungestörte Marktdynamik führt dann 
in eine tiefe Depression. Staatsausgaben – zum Beispiel für soziale Sicherung 
und Unternehmenssubventionen – können das verhindern.

Die Weltwirtschaft hat sich von der Finanzkrise 2008 nie komplett erholt. 
Die niedrigen Zinsen sind ein Symptom. Viele lasten sie den Zentralbanken an, 
die mit billigem Geld die Wirtschaft stimulieren wollen. Das grundlegende Pro-
blem sind aber niedrige langfristige Zinsen, die vom Marktgeschehen und nicht 
den Zentralbanken bestimmt werden. Weil Privatinvestoren seit Jahren beson-
ders in reichen Nationen von Großprojekten in der Realwirtschaft Abstand neh-
men, ist ihre Nachfrage nach langfristigen Darlehen gering.

Regierungen sollten die niedrigen Zinsen nutzen, um kreditfinanziert die 
Art von Infrastruktur zu schaffen, die für Nachhaltigkeit erforderlich ist. Staats-
schulden sind nicht per se schlecht. Sie können helfen, Beschäftigung zu sichern, 
wenn die gesamtwirtschaftliche Nachfrage zu gering ausfällt. Sie dienen auch 
der Schaffung unverzichtbarer Infrastruktur. Beides birgt allerdings Risiken und 
muss verantwortungsvoll gehandhabt werden.

In unserer unsicheren Zeit steht eines fest: Angesichts der grenzüber-
schreitenden Probleme brauchen wir internationale Zusammenarbeit und glo-
bale Solidarität. 

UNSERE SICHT
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  Alle Schwerpunkttexte und 

weitere Beiträge zum Thema 

stehen auch auf unserer 

Website und sind ab 

nächsten Monat in unserem 

Dossier zu finden.

HANS DEMBOWSKI 

ist Chefredakteur von E+Z 

Entwicklung und Zusammenarbeit / 

D+C Development and Cooperation. 

euz.editor@dandc.eu
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BUNDESREGIERUNG

Ermutigender Enthusiasmus

Gerd Müller, der Bundesminister für Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
erhebt in seinem neuen Buch weitreichende 
Forderungen. Seine Position verdient Aufmerk-
samkeit – nicht zuletzt im Bundeskabinett.

Von Hans Dembowski

Müller ist als CSU-Politiker tendenziell kon-
servativ eingestellt. Das, was er ausführt, ist 
international aber eher in fortschrittlichen 
als in konservativen Kreisen anschlussfä-
hig. So wie auch Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und andere Politiker aus CDU/CSU 
bedient er sich nicht der Art von rechtspo-
pulistischer Propaganda, die britische Kon-
servative oder Republikaner in den USA 
mittlerweile verbreiten.

Der Titel des Buches ist programma-
tisch: „Umdenken – Überlebensfragen der 
Menschheit“. Über dem Vorwort steht: „Es 
ist fünf nach zwölf.“ Dem Autor zufolge sind 
globale Krisen so weit fortgeschritten, dass 
Schäden nicht mehr zu verhindern sind, 
sondern minimiert werden müssen. Es geht 
um Dinge wie die Klimakrise, Massenflucht 
und Bevölkerungswachstum. Handeln sei 
dringend geboten. Dass er unmittelbar nach 

dem verheerenden Brand des griechischen 
Flüchtlingslagers forderte, Deutschland 
müsse Betroffene aufnehmen, passt ins Bild. 
Das Buch erschien allerdings vor dem Feuer.

Zum großen Teil berichtet Müller, was 
er gesehen hat. Er gehört nicht zu den Spit-
zenpolitikern, die sich nicht aus komfor-
tablen Regierungsgebäuden herauswagen. 
Er besucht immer wieder Flüchtlinge in 
improvisierten Lagern, Patienten in provi-
sorischen Kliniken oder Müllverwerter auf 
Deponien. Er interessiert sich persönlich 
für das Leid der Menschen und ruft Leser 
zur Empathie auf.

Der Minister, der nur bis zur Bundes-
tagswahl 2021 im Amt bleiben will, erhebt 
weitreichende Forderungen. Ihm zufolge 
hätten Müllexporte aus reichen in arme 
Volkswirtschaften schon längst gestoppt 
werden müssen. Wenn globale Märkte nicht 
reguliert würden, werde Profit zum Schaden 
der Umwelt in fernen Ländern maximiert. 
Entwicklungsländer litten zudem unter 
den Folgen des Klimawandels, den sie nicht 
verursacht hätten. Müller warnt, die Zahl 
von bislang 20 Millionen Klimaflüchtlingen 
könne schnell auf 100 Millionen steigen. Die 
CSU umwirbt Landwirte, aber ihr Entwick-

lungsminister lässt keinen Zweifel daran, 
dass die Agrarsubventionen der EU viel zu 
hoch sind. Ihm zufolge sollte die EU lieber 
nachhaltige Entwicklung in Ländern mit 
niedrigen Einkommen fördern, und zwar 
ganz besonders in Afrika. Europa und Af-
rika müssten die Kolonialvergangenheit in 
einer Weise konstruktiv aufarbeiten, die es 
EU und AU ermögliche, eine starke, produk-
tive und auf Dauer angelegte Partnerschaft 
zu begründen.

Europas Zukunft hängt von Afrika ab, 
wie der Minister betont. Unser Kontinent 
werde vom Wohlergehen des Nachbarkon-
tinents profitieren, wie auch dortige Kata-
strophen sich regelmäßig hier auswirkten. 
Müller beklagt, die Medien nähmen afri-
kanische Chancen kaum wahr, berichteten 
aber ausführlich über Negatives.

Mit Blick auf das Bevölkerungswachs-
tum schreibt Müller, aktive Familienpla-
nung dürfe kein Tabu mehr sein. Das sage 
er seinen internationalen Partnern, ob sie 
nun Präsidenten oder Minister seien. Für 
einen praktizierenden Katholiken ist das 
nicht trivial. Er ist zugleich am interreligiö-
sen Dialog stark interessiert und betont die 
positiven Werte, die allen Weltreligionen 
gemein sind, aber leider immer wieder von 
polarisierender Identitätspolitik überschat-
tet werden.

Das Buch ist ermutigend, weil hier 
ein Mitglied des Bundeskabinetts enthusi-
astisch erläutert, was getan werden kann 
und muss. Er äußert Stolz auf das, was sein 
Ministerium zum Beispiel im Blick auf So-
zialstandards in Lieferketten oder Partner-
schaften mit wichtigen afrikanischen Län-
dern erreicht hat. Zugleich macht er klar, 
dass viel mehr passieren muss. Gegen Ende 
des Buches listet er die UN Ziele für nach-
haltige Entwicklung (Sustainable Develop-
ment Goals – SDGs) auf, von der Beseitigung 
der Armut (SDG1) bis zu weltweiten Partner-
schaften (SDG 17).

Seine Zielgruppe sind deutsche Wäh-
ler. Müller will sie überzeugen. Er betont 
konkretes Handeln und schweift nicht in 
eine detaillierte Expertendebatte ab. Seiner 
Einschätzung nach ist bekannt, was zu tun 
ist – und nun müsse gehandelt werden. Hof-
fentlich findet er im Bundeskabinett Gehör.

BUCH

Gerd Müller, 2020: Umdenken – 

Überlebensfragen der Menschheit. Hamburg: 
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Bundesminister Müller beim Besuch einer Schrottdeponie in Accra, Ghana. 
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INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT

Neue Partner, globale Ziele

Eine Neuaufstellung der internationalen 
Zusammenarbeit soll der Graduierung der 
Länder des Südens in die Gruppe mit hohem 
Einkommen begegnen und das System der 
Entwicklungspolitik über den asymmetri-
schen Hilfsgedanken hinausführen.

Von Luiz Ramalho

Die internationale Zusammenarbeit hat 
sich verändert, unter anderem aufgrund 
von globalen Machtverschiebungen und der 
Verabschiedung der UN-Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung. Diesen Verände-
rungen widmet sich das kürzlich erschie-
nene Buch „Transforming international 
cooperation“, das aus einem Forschungs-
projekt der GIZ hervorgegangen ist.

Im Mittelpunkt steht die Problematik 
der ODA-Graduierung, also die Überschrei-
tung der Grenze vom Land mittleren Ein-
kommens zum Land mit hohem Einkom-
men (siehe dazu Michael Krempin in E+Z/
D+C e-Paper 2019/07, Schwerpunkt). In der 
Folge haben die betroffenen Länder keinen 
Anspruch mehr auf staatliche Entwick-

lungshilfe (official development assistance 
– ODA). Laut einer Prognose der OECD 
könnte dies bis 2030 Mexiko, Brasilien, Chi-
na und weitere rund 25 Länder betreffen.

Die künftige Zusammenarbeit mit 
diesen Ländern spielt eine wichtige Rolle, 
auch in der deutschen Entwicklungspolitik. 
Das Reformkonzept des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, „BMZ 2030“ (siehe Hans 
Dembowski in E+Z/D+C e-Paper 2020/07, 
Monitor) führt für einige der betroffenen 
Länder die Kategorie der „Globalen Partner-
schaft“ ein. Damit, so das Konzept des BMZ, 
„arbeiten wir strategisch an der Lösung glo-
baler Zukunftsfragen und dem Schutz glo-
baler Güter wie dem Umwelt- und dem Kli-
maschutz“. Diese Diskussion ist nicht neu. 
Bereits Ende der 1990er Jahre versuchte das 
BMZ, mit dem Begriff „Ankerländer“ eine 
neue Kategorie für die Zusammenarbeit mit 
Schwellenländern zu finden.

Die Beiträge in der Publikation blei-
ben aber nicht bei der ODA-Graduierung 
und ihren Folgen stehen. Die Autorinnen 
und Autoren aus 15 Ländern Afrikas, Asiens, 

Europas sowie Nord- und Südamerikas the-
matisieren Rahmenbedingungen und Ein-
flussfaktoren des entwicklungspolitischen 
Systems, bewerten die Rolle des Multilate-
ralismus in Zeiten zunehmender nationaler 
Egoismen und finden trotz ihres sehr un-
terschiedlichen Erfahrungshintergrunds in 
vielen Punkten Übereinstimmung.

Weitgehend unstrittig ist, dass:
1. neue staatliche und nichtstaatliche 

Akteure in der internationalen Zusammen-
arbeit hinzugekommen und neue Partner-
schaftsmuster entstanden sind, zum Bei-
spiel Multi-Stakeholder-Dialoge;

2. eine neue Rollenverteilung entsteht, 
weg vom vertikalen Geber-Nehmer- bezie-
hungsweise einseitigen Nord-Süd-Ansatz, 
– wie bereits im universellen Ansatz der 
Agenda 2030 angelegt;

3. diese Entwicklungen neue Koope-
rationsformate erfordern. Ein Beispiel dafür 
sind Dreieckskooperationen, die bereits er-
folgreich praktiziert werden, aber noch selten 
sind. Wichtig ist auch die Einbeziehung wei-
terer Politikfelder, wenn durch die ODA-Gra-
duierung aus der Entwicklungs- eine breite-
re, internationale Zusammenarbeit wird.

Laut den Erkenntnissen aus dem GIZ-
Projekt geht es immer mehr um globale Zie-
le. Für deren Erreichung ist die Zusammen-
arbeit mit Ländern höheren Einkommens 
oftmals ausschlaggebend. Der Bedarf dieser 
Länder besteht vor allem darin, Wissen und 
Erfahrung zu teilen (Knowledge Sharing), 
wobei jeder Partner zum gemeinsamen Ler-
nen beiträgt. Voraussetzung dafür ist eine 
erhebliche Lernbereitschaft der Länder des 
Nordens. Nach dieser Vorstellung behält die 
traditionelle Entwicklungshilfe ihre Bedeu-
tung für die ärmeren Länder, muss sich aber 
gleichwohl in diesem neuen Rahmen neu 
positionieren.

BUCH

Kolsdorf, J., Müller, U. (Hg.), 2020: Transforming 

international cooperation. Thoughts and 

perspectives on moving beyond aid. Nomos 

eLibrary.

https://www.nomos-elibrary.

de/10.5771/9783748908388/transforming-

international-cooperation?hitid=0&search-click
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Wider das Vergessen

Gewalt ist in Guatemala keine Unbe-
kannte. Erfahrungen damit reichen von 
der spanischen Eroberung 1511 über den 
Bürgerkrieg von 1960 bis 1996 bis zu den 
heutigen Bandenkonflikten.

Korruption, Drogenhandel und 
Erpressung sind ernsthafte Probleme in 
Guatemala. Laut der Menschenrechtsor-
ganisation Human Rights Watch versu-
chen deshalb viele Menschen, das Land 
zu verlassen.

Vor diesem Hintergrund ist die 
„Casa de la Memoria“ („Haus der Erin-
nerung“) zu sehen. Dieses Museum in 
einem armen Stadtviertel der Hauptstadt 
Guatemala-Stadt widmet sich der bluti-
gen Geschichte Guatemalas. Unter dem 
Motto „para no olvidar“ („um nicht zu 
vergessen“) geht es einigen der schmerz-
haftesten Abschnitte in der langen 
Geschichte interner Konflikte des Landes 
auf den Grund. Die Menschenrechts-
gruppe Centre for Legal Action in Human 
Rights mit Sitz in den USA unterstützt 
die Dauerausstellung. Zu deren Themen 
gehören unter anderem die spanische 
Eroberung, fortgesetzte Angriffe auf 
Maya-Gemeinschaften, die Serie der Ge-
waltherrschaften, der 36 Jahre dauernde 
Bürgerkrieg sowie die Gewalt der Straße.

Die Präsentation ist innovativ. 
Eine große Sammlung von Schwertern 
aus dem 16. Jahrhundert und eine Reihe 
von Seilen erinnern beispielsweise an 
die Zwangsbekehrung der Indigenen 
zum Christentum – mit den Seilen 
wurden diejenigen erhängt, die sich 
weigerten, den Glauben der Eroberer 
anzunehmen.

Andere Ausstellungsstücke haben 
mit dem Bürgerkrieg im 20. Jahrhundert 
zu tun. Darin verübten Regierungstrup-
pen zahlreiche Menschenrechtsverlet-
zungen an Zivilisten, vor allem an Ange-
hörigen indigener Gemeinschaften. Rund 
200 000 Menschen starben. Einer der 
Räume zeigt ein hastig verlassenes Haus: 
Gegenstände liegen verstreut herum, und 
man sieht die Silhouetten der Familien-
mitglieder, die gewaltsam verschleppt 
wurden. Zudem gibt es Tafeln mit Aussa-
gen von Augenzeugen und Betroffenen, 
die von Vergewaltigungen, Entführungen 
und Morden während des Bürgerkriegs 
berichten.

Andere Bereiche machen mehr 
Mut. Einer ist zum Beispiel Menschen 
gewidmet, die sich gegen die Gewalt 
gestellt haben, darunter Monsignor Juan 
José Gerardi Conedera, ein katholischer 
Bischof, der viele Menschenrechtsverlet-
zungen ans Tageslicht brachte.

Das Museum vermittelt die Bot-
schaft, dass die Kenntnis der eigenen 
Geschichte davor schützt, sie zu wieder-
holen. Jugendliche sind eine wichtige 
Zielgruppe, und junge Freiwillige fungie-
ren als Museumsführer. Dafür absolvie-
ren sie einen fünftägigen Kurs. Eine der 
Absolventinnen, die 19-jährige María 
José Arismendez, sagt: „Was ich in der 
Schule gelernt habe, reicht nicht aus, ich 
wollte mehr wissen. In der Ausbildung 
zur Führerin habe ich den Hintergrund 
von Ereignissen in Guatemalas Geschich-
te erfahren.“ Das Museum hält sie für 
sehr wichtig. „Man kann hier lernen, wer 
wir Guatemalteken wirklich sind, wie 
unsere Ahnen lebten, woran sie glaubten, 
was sie durchlitten haben und wie wir das 
wurden, was wir heute sind.“

GILDANELIZ BARRIENTOS 
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DEBATTE: MEINUNGSBEITRÄGE

UMSTURZ IN MALI

Zivilgesellschaft sieht Aufbruch

Die internationale Gemeinschaft hat die 
Machtergreifung des Militärs in Mali verur-
teilt. Doch die Mehrheit der Menschen im 
Land nimmt sie als politischen Durchbruch 
für ihre Forderungen wahr. Es ist wichtig, 
Mali jetzt nicht zu voreiligen Wahlen zu drän-
gen und keine Sanktionen zu verhängen, die 
der Zivilgesellschaft schaden.

Von Grit Lenz

Am 18. August sind Präsident Ibrahim Bou-
bacar Keïta sowie die gesamte Regierung 
Malis auf Druck des Militärs zurückgetreten. 
Das Comité National pour le Salut du Peu
ple (CNSP – Nationales Komitee zur Rettung 
des Volkes) übernahm die Regierungsge-
schäfte und erklärte, das Land durch eine 
Übergangsphase zu Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen zu führen.

Vorausgegangen waren Massenpro-
teste einer breiten Koalition aus Zivilge-
sellschaft und politischer Opposition. Sie 
richteten sich anfangs vor allem gegen 
Wahlfälschung, Korruption und Missstände 
in der Regierungsführung, forderten aber 
später den Rücktritt des Präsidenten. Die 
Regierung reagierte mit massiver Polizeige-
walt auf die Demonstrationen. Mindestens 
14 Menschen wurden getötet und mehr als 
hundert verletzt.

Der Umsturz geschah hingegen na-
hezu unblutig. Die internationale Gemein-
schaft lehnt militärisch erzwungene Macht-
wechsel grundsätzlich ab, so auch in Mali. 
Fokus Sahel teilt diese Position, erkennt 
aber auch an, dass die Mehrheit der Men-
schen im Land die Machtergreifung nicht 
als illegitim begreift, sondern als politischen 
Durchbruch für ihre Forderungen. Die von 
der Westafrikanischen Wirtschaftsgemein-
schaft ECOWAS (Economic Community of 
West African States) verhängten wirtschaft-
lichen Sanktionen und Grenzschließungen 
sind problematisch. FONGIM, ein Zusam-
menschluss internationaler NGOs in Mali, 
weist auf ihre gravierenden möglichen Fol-
gen hin und fordert sicherzustellen, dass die 
Sanktionen die humanitäre Krise im Land 
nicht verschlimmern und die Bewegungs-

freiheit der Menschen nicht einschränken. 
Außerdem ist es wichtig, dass Mali jetzt 
nicht durch internationalen Druck zu vorei-
ligen Wahlen genötigt wird – die Aufarbei-
tung der Missstände und die Neuorganisati-
on politischer Parteien brauchen Zeit.

Es gibt berechtigte Skepsis, ob die 
Militärregierung den angekündigten Über-
gangsprozess tatsächlich engagiert umsetzt. 
Zudem bleibt abzuwarten, welche militä-
rischen und politischen Kräfte versuchen 
werden, die aktuelle Situation für ihre ei-
genen Interessen auszunutzen. In jedem 
Fall wird Mali internationale Unterstützung 
brauchen, um die tiefe Krise zu überwinden. 
Wir appellieren an die Bundesregierung und 
die EU, folgende Forderungen aus der mali-
schen Zivilgesellschaft zu berücksichtigen:

●● Sich nicht für eine Wiedereinsetzung 
der gestürzten Regierung einzusetzen, zu-
mal Keïta erklärt hat, nicht mehr für das 
Präsidentenamt zur Verfügung zu stehen.

●● Die aktuelle Situation als Chance zu 
betrachten, politischen Stillstand, Kontroll-
verlust und immer neue Gewaltspiralen zu 
überwinden.

●● Das eigene Engagement in Mali kri-
tisch zu überprüfen, da der Kollaps ver-
meidbar gewesen wäre. Dazu gehört auch 
anzuerkennen, dass militärische Ausbil-
dungs- und Ausrüstungshilfe sowie Trup-
penentsendungen keinen nachhaltigen 
Frieden gebracht haben. Im Mittelpunkt 

sollten zivile Friedens- und Dialoginitiati-
ven stehen.

●● Die Militärregierung in die Pflicht zu 
nehmen, in einem friedlichen Übergangs-
prozess politische und institutionelle Re-
formen inklusive einer Verfassungsreform 
so zu gestalten, dass sie die Bedürfnisse der 
Bevölkerung in den Vordergrund stellen. 
Dafür ist ein klarer Fahrplan und Zeitrah-
men erforderlich. Die Übergangsregierung 
muss den Schutz der Menschenrechte ga-
rantieren und vergangene Menschenrechts-
verletzungen ahnden.

●● Auf eigene Sanktionen zu verzichten 
und sich dafür einzusetzen, dass durch die 
ECOWAS verhängte Wirtschaftssanktio-
nen und Grenzschließungen aufgehoben 
werden, da sie die humanitäre Notlage ver-
schärfen. Sanktionen müssten sich gegebe-
nenfalls gezielt gegen die Machthaber rich-
ten, um Druck für eine Machtübergabe an 
demokratisch legitimierte zivile Strukturen 
auszuüben.

●● In der zukünftigen Entwicklungszu-
sammenarbeit durch mehr Kontrolle und 
Transparenz bei der Verwaltung der Mittel 
deren Veruntreuung vorzubeugen.

●● Unterstützung anzubieten, die die 
malische Wirtschaft stärkt und bessere Ein-
kommensmöglichkeiten für die Menschen 
schafft. Dies sollte auch eine substanzielle 
finanzielle Aufstockung der Mittel umfas-
sen. 
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AFRIKA-EUROPA-PARTNERSCHAFT

Zivilgesellschaft als Brücke

Eine enge, gleichberechtigte Zusammenar-
beit zwischen Afrika und Europa ist dringend 
nötig. Die EU-Kommission hat wiederholt 
angekündigt, die AU-EU-Partnerschaft auf 
ein „neues Level“ zu heben, doch davon ist 
wenig zu sehen. Umso mehr müssen zivilge-
sellschaftliche Akteure auf beiden Kontinen-
ten in politische Prozesse wie den anstehen-
den AU-EU-Gipfel einbezogen werden.

Von Bernd Bornhorst

Die Amtszeit von EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen begann mit 
viel Symbolik: Auf ihrer ersten Auslandsrei-
se Ende 2019 besuchte sie die Afrikanische 
Union (AU), im Februar 2020 folgte ein Ar-
beitstreffen zwischen den Mitgliedern der 
AU- und EU-Kommission.

Doch mehr als ein halbes Jahr später 
ist der Schwung in den afrikanisch-europä-
ischen Beziehungen verflogen. Weder die 
EU-Kommission noch die europäischen Re-
gierungen haben zukunftsweisende Vorha-
ben vorgestellt. Auch unter der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft sind spürbare Im-
pulse ausgeblieben. Das Ringen um den EU-
Haushalt und den Corona-Aufbaufonds hat 
vielmehr gezeigt, dass die EU ihre „Partner-
länder“ im Globalen Süden vernachlässigt.

Dabei gäbe es viele gemeinsame Auf-
gaben: den Umgang mit der Corona-Pande-
mie, Multilateralismus und Klimaschutz, 
faire Handelsbeziehungen und sichere Mi-
grationswege, Geschlechter- und Genera-

tionengerechtigkeit, die Eindämmung von 
Korruption und illegalen Finanzströmen, 
Digitalisierung und Teilhabe sowie die Auf-
arbeitung der kolonialen Vergangenheit.

Der AU-EU-Gipfel Ende Oktober sollte 
nun endlich die Weichen für eine faire Part-
nerschaft stellen. Doch das Treffen wurde 
kurzfristig auf 2021 verschoben. Beide Sei-
ten haben derzeit andere Prioritäten. Eine 
„gleichberechtigte Partnerschaft“ kann es 
jedoch so oder so nur geben, wenn lokale 
Perspektiven und Stimmen eine zentrale 
Rolle spielen. Die Verschiebung des Gipfels 
bietet nun zumindest die Chance, zivilge-
sellschaftliche Akteure stärker einzubinden.

Die afrikanischen und europäischen 
Zivilgesellschaften sind wichtige Kompe-
tenzträger, die sich konstruktiv engagie-
ren. Dies zeigt sich deutlich in der Corona-
Pandemie: Zivilgesellschaftliche Akteure 
helfen, das Virus einzudämmen und nega-
tive soziale Auswirkungen abzufedern. In 
vielen afrikanischen Ländern sind Initiati-
ven wie #FollowTheMoney (Nigeria) oder 
211CHECK (Südsudan) entstanden, die die 
Verwendung von Corona-Hilfsgeldern oder 
Pandemie-Informationen überprüfen.

Neue Formen digitaler Zusammenar-
beit können dazu beitragen, die Kenntnisse 
der Menschen vor Ort zu nutzen und politi-
sche Partizipation zu fördern. Der Verband 
Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe 
deutscher Nichtregierungsorganisationen 
(VENRO) hat diese Dynamik aufgegriffen 
und das mehrwöchige Digital Africa Forum 

organisiert. Die Diskussionen von etwa 70 
NGOs aus Afrika und Europa waren Grund-
lage für ein afrikapolitisches Forderungs-
papier an die deutsche EU-Ratspräsident-
schaft. Am 16. Oktober wird VENRO zudem 
die hybride Konferenz „Civil society driving 
change: Towards a new quality of the Africa-
Europe partnership“ mit breiter Beteiligung 
aus Politik und Zivilgesellschaft ausrichten.

Mit ihrer digitalen Brückenfunkti-
on zwischen lokaler und politischer Ebe-
ne kann die Zivilgesellschaft die Afrika-
Europa-Partnerschaft transparenter und 
zugänglicher gestalten. Die neue Afrika-
EU-Strategie, die auf dem anstehenden AU-
EU-Gipfel  verabschiedet werden soll, kann 
für die mehr als 1,6 Milliarden betroffenen 
Menschen nur von Nutzen sein, wenn Mit-
bestimmung möglich ist. Daher sollten digi-
tale Formate die Einbeziehung der Zivilge-
sellschaft fördern.

In der Folge braucht es Begegnungen 
und Projekte, um die Beziehungen zwischen 
den Kontinenten zu verstetigen. Die Umset-
zung der AU-EU-Strategie muss anhand von 
klaren Kriterien und mit Hilfe des Africa-
EU Civil Society Forums überprüft werden. 
Mandat und Kapazitäten des Forums müs-
sen gestärkt werden, damit afrikanische 
und europäische Vertreter gleichberechtigt 
am Monitoring-Prozess teilnehmen können.

Die Bundesregierung kann viele dieser 
Punkte während ihrer EU-Ratspräsident-
schaft vorbereiten. Damit wären wichtige 
Schritte hin zu einer neuen Qualität der afri-
kanisch-europäischen Beziehungen getan.

LINKS

VENRO-Positionspapier, 2020: Für eine faire 

Partnerschaft zwischen Afrika und Europa.

https://venro.org/fileadmin/user_upload/

Dateien/Daten/Publikationen/Positionspapiere/

Positionspapier_06-2020___de_WEB-UA.pdf

VENRO-Konferenz: Civil society driving change.

https://venro.org/servicebereich/

veranstaltungen/detail/africa-europe-civil-

society-conference-2020-civil-society-driving-

change-towards-a-new-quality-of-the-africa-

europe-partnership
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PROTESTBEWEGUNGEN

Kampf um Demokratie

In vielen Ländern weltweit regieren autoritäre 
Potentaten, aber vielerorts formiert sich zivil-
gesellschaftlicher Widerstand gegen sie. 
Dies erfordert viel Mut und Entschlossenheit, 
weil die Machthaber oft mit Brutalität vor
gehen. Allzu häufig werden Oppositionelle 
von Sicherheitskräften schwer misshandelt 
und landen in Gefängnissen.

Von Sabine Balk

Große Aufmerksamkeit erfährt gerade Bela-
rus, wo seit Wochen Massen von Menschen 
gegen den seit 26 Jahren amtierenden Präsi-
denten Alexander Lukaschenko auf die Stra-
ße gehen. Sein Regime hat offensichtlich 
die Wahl, die ihn im August angeblich mit 
80 Prozent im Amt bestätigte, manipuliert. 
Regelmäßig demonstrieren Hundertausen-
de gegen diesen Betrug, und Lukaschenko 
gelingt es nicht, den friedlichen Protest mit 
Polizeigewalt zu unterdrücken. Nun lässt er 
Führungspersönlichkeiten der Opposition 
verhaften. Wichtige Persönlichkeiten sind 
ins Ausland geflohen.

Demonstrationen gegen Herrscher, 
die nicht von der Macht lassen wollen, gibt 
es auch in Afrika. Mali ist ein Beispiel. Als 
klar war, dass Präsident Ibrahim Boubacar 
Keïta das Vertrauen der Bevölkerung verlo-
ren hatte, übernahm das Militär die Macht. 

Die Junta spricht von einer 18-monatigen 
Übergangsphase bis zur Rückkehr zu einer 
gewählten Zivilregierung. Die Zukunft des 
westafrikanischen Staats ist ungewiss.

Gegen amtierende Regierungen zogen 
in den vergangenen Monaten Bürgerinnen 
und Bürger auch im Libanon, Israel, Irak, 
Thailand, Indien und Bulgarien auf die Stra-
ßen. Die meist jungen Menschen fordern 
mehr Mitspracherechte, das Ende verkrus-
teter Strukturen und ein besseres Leben.

2019 gab es ähnliche Szenarien in 
Algerien und im Sudan. In Algerien erzwan-
gen die Protestierenden den Rücktritt des 
greisen Langzeitpräsidenten Abd al-Aziz 
Bouteflika, der daraufhin eine Übergangsre-
gierung ernannte. Doch die Proteste gingen 
weiter. Nun soll die Bevölkerung am 1. No-
vember über eine Verfassungsänderungen 
abstimmen. Im Sudan führten 2019 Proteste 
gegen den brutal regierenden Präsidenten 
Omar al-Bashir zu einem Militärputsch. 
Jetzt bemüht sich die Übergangsregierung 
um einen Friedensprozess und hat sich im 
August mit mehreren Rebellengruppen auf 
ein Friedensabkommen geeinigt. In beiden 
Ländern gibt es die Chance einer demokra-
tischen Zukunft – sicher ist das aber nicht.

Auch in Lateinamerika gibt es Unruhe 
und Instabilität. Unzufriedenheit über gro-
ße Ungleichheit ist ein Motor der Proteste, 

aber auch der Wunsch nach mehr Mitbe-
stimmung und Demokratie. In Bolivien hat 
eine rechtspopulistische Übergangsregie-
rung Wahlen angekündigt, aber Beobach-
ter sprechen von zunehmend autoritärem 
Herrschaftsstil. In Venezuela klammert 
sich ein linkspopulistisches Regime an die 
Macht. Auch andere Länder der Region ha-
ben gravierende Probleme mit Legitimität 
und Rechtssicherheit.

Die Proteste geben Hoffnung. Vielfach 
haben sie Wirkung. Je mehr Menschen sich 
beteiligen, umso stärker ist ihre Schlagkraft 
und umso weniger können die Machtha-
benden sie ignorieren. Leider gibt es aber 
auch Regierungen, wie die in Syrien, die 
lieber Krieg gegen die eigene Bevölkerung 
mit unzähligen Opfern führen als die Macht 
abzugeben. Dass sie in der internationalen 
Arena Unterstützer wie Russland und China 
finden, macht die Lage noch schlimmer.

In Hongkong opponieren Hundert-
tausende seit vielen Monaten dagegen, dass 
China die demokratischen Autonomierech-
te der ehemaligen britischen Kronkolonie 
einschränkt. Die Polizei antwortet regel-
mäßig mit Tränengas, Wasserwerfern und 
Gummigeschossen.

Noch vor wenigen Jahren hätten sich 
Demokratiebewegungen weltweit auf diplo-
matische Unterstützung westlicher Länder 
verlassen können. In London und Washing-
ton stehen aber heute wichtige demokrati-
sche und rechtsstaatliche Prinzipien zur Dis-
position. Premierminister Boris Johnson hat 
angekündigt, mit einem nationalen Gesetz 
verbindliche Regeln seines Austrittsabkom-
mens mit der EU auszusetzen. Er bietet Pe-
king damit eine Steilvorlage, sich seinerseits 
von dem Vertrag zu verabschieden, der die 
Autonomie Hongkongs sichert. Und in den 
USA warnen Kommentare in angesehenen 
Zeitungen, nach den Wahlen im November 
drohten ähnliche Szenen wie in Belarus. Das 
ist ernst gemeint – Präsident Donald Trumps 
autoritäre Neigungen sind wohlbekannt.

Der EU kommt also eine wichtige Rol-
le zu. Zusammen mit den Mitgliedsländern 
sollte sie mehr tun, um demokratische Be-
strebungen weltweit zu unterstützen.
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In Hongkong gehen die Menschen seit Monaten für mehr Demokratie auf die Straße. 
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TRIBÜNE: HINTERGRUND UND ANALYSE

ASIATISCHE GIGANTEN

China schlägt Indien

China und Indien sind die bevölkerungs-
reichsten Länder der Welt. Zusammen 
machen sie ein Drittel der Menschheit aus. 
Beide Länder gestalten ihr Schicksal seit 
Ende der 1940er Jahre größtenteils unabhän-
gig. Statistiken belegen, dass das kommu-
nistische China das formal demokratische 
Indien schon seit langem überflügelt.

Von Praveen Jha

 „Wachstum“ und „Entwicklung“ sind nicht 
dasselbe. Der erste Begriff bezieht sich eng 
auf die Wirtschaft, während letzterer eine 
breite Palette von Indikatoren für das Wohl-
ergehen einschließlich sozialer, politischer 
und kultureller Aspekte erfasst. Wissen-
schaftler sind sich uneinig, wie Wachstum 
und Entwicklung zusammenhängen. Re-
levante Fragen lauten: Was von beidem 
kommt zuerst? Wie kann die Politik beides 
in die Wege leiten? Was ist die Rolle des 
Marktes? Und was die Rolle des Staates?

Der Vergleich zwischen China und In-
dien ist nützlich. Dieser kurze Aufsatz fasst 
einige Erkenntnisse aus der langjährigen, 

kontroversen und komplexen Debatte über 
die Entwicklungspfade der beiden Länder 
zusammen. Zunächst müssen jedoch zwei 
grundlegende, historisch belegte Wahrhei-
ten festgehalten werden:

●● Entweder-Oder-Denken ist nicht sinn-
voll. Sowohl der Markt als auch der Staat 
sind zur Förderung von Wachstum und 
Entwicklung wichtig. Gebraucht wird eine 
angemessene Balance. Zudem stehen die 
jeweiligen Rollen von Markt und Staat nicht 
auf Dauer fest, sondern entwickeln sich 
ständig weiter. Regierungen tragen jeden-
falls eine Verantwortung dafür, Vorausset-
zungen für dynamisches Marktgeschehen 
zu schaffen, denn rein marktgetriebenes 
Wachstum gibt es nur selten – wenn über-
haupt. Vor allem in den frühen bis mittleren 
Phasen der wirtschaftlichen Transforma-
tion lösen Märkte grundlegende Probleme 
kaum. Dabei geht es etwa um den Aufbau 
einer Infrastruktur, die allen dient, oder die 
Gewährleistung minimaler sozialer Sicher-
heit. Obendrein zeigen der Klimawandel 
und andere schädliche globale Umwelt-
trends, dass Markttransaktionen oft unbe-

absichtigte Nebenwirkungen haben. Regie-
rungshandeln bleibt also wichtig.

●● Es ist ein Trugschluss, Sozialismus mit 
Autoritarismus und Kapitalismus mit De-
mokratie gleichzusetzen, wie das westliche 
Experten oft tun. Beide Gleichsetzungen 
führen in die Irre, denn manche demokra-
tisch gewählte Regierungen haben sich für 
sozialistische Politik entschieden, während 
manche autokratische Herrscher Markt-
dogmatik beherzigten. Es gibt weder eine 
klare Korrelation zwischen Demokratie und 
Entwicklungserfolg noch zwischen Despo-
tismus und Misserfolg. In beiden Szenarien 
kann es zu der Art von marktwirtschaftlich-
staatlicher Synergie kommen, die Entwick-
lung fördert (siehe Kasten nächste Seite).

Die empirische Evidenz zeigt, dass 
Entwicklungserfolge aus dem Zusammen-
spiel von Markt und Staat resultieren. Wenn 
dieses Zusammenspiel gelingt, können 
Grundbedürfnisse wie Gesundheitsversor-
gung und Bildung schon bei relativ geringem 
materiellem Wohlstand befriedigt werden. 
Tatsächlich legte Bismarck Ende des 19. Jahr-
hunderts in Deutschland die Grundlagen 
westlicher Wohlfahrtsstaaten, kurz nach-
dem er das Kaiserreich vereinigt hatte und 
die großflächige Industrialisierung Deutsch-
lands einsetzte (siehe hierzu meinen Beitrag 
im Schwerpunkt E+Z/D+C e-Paper 2019/12).

Es ist ähnlich bemerkenswert, dass 
Kerala seit Jahrzehnten die Rangliste der Fo
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Ab 2018 arbeitete in China nur etwas mehr als ein Viertel der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft. 
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Armut trotz formaler Demokratie 

Nach konventioneller westli-
cher Sicht ist Demokratie gut 
und Diktatur schlecht. Diese 
vereinfachende Unterschei-
dung hilft aber nicht, die un-
terschiedlichen Fortschritte 
Chinas und Indiens bei der 
Armutsbekämpfung in den ver-
gangenen sieben Jahrzehnten 
zu verstehen.

Indien ist gemäß Verfas-
sung eine parlamentarische 
Demokratie. Dennoch hat un-
sere Demokratie erhebliche 
Mängel. Regierungsbehörden 
stehen im Ruf der Korruption, 
und die Armen sind politisch 
marginalisiert. Das liegt nicht 
nur an den Traditionen des 
hierarchischen Kastensystems, 
sondern auch daran, dass In-
diens Arme auf extreme Weise 
sozial und wirtschaftlich ver-
letzlich sind. 

In der repräsentativen 
Demokratie Indiens waren sie 
von Anfang an unterrepräsen-
tiert. Ihre Menschenrechte 
wurden mit Füßen getreten 
und sind bis heute kaum ge-
schützt. Dass das Rechtssys-
tem weitgehend auf Englisch 
funktioniert, trifft diese Bevöl-
kerungsgruppe besonders hart. 
Bis heute genießen vor allem 
gebildete und wohlhabende 
Schichten die von der Verfas-
sung versprochenen Rechte.

Es stimmt, dass freie 
Wahlen den Parteien, die un-
tere Kasten und marginalisier-
te Gemeinschaften vertreten, 
Chancen eröffnet haben. Den-
noch bleibt Indiens politisches 
System insgesamt armenfeind-
lich. Das formal demokratische 
Indien vernachlässigt systema-
tisch ihre Bedürfnisse. 

Die Erfolgsbilanz Chinas 
ist gemischt. Unter der Füh-

rung von Mao Zedong wurden 
gute Fortschritte beim Mas-
senzugang zu Grundschul-
bildung und medizinischer 
Grundversorgung erzielt. Auf 
der anderen Seite gab es poli-
tische Katastrophen wie den 
Großen Sprung nach Vorn 
oder die  Kulturrevolution. 
Brutale Unterdrückung führ-
te zu Millionen von Toten. 
Hätten Entscheidungen des 
obersten Führers in Frage ge-
stellt werden können, wäre das 
vermutlich anders gekommen. 

Unter Deng Xiaoping 
blieb Chinas Regierung „auto-
kratisch“, war aber eindeutig 
entwicklungsorientiert. Das 
Regime testete verschiedene 
Ansätze und entschied sich 
dann für die erfolgreichen. Es 
duldete keine Opposition, lo-
ckerte aber in vielen Bereichen 

die Zügel, und wenn die Unzu-
friedenheit mit Umweltproble-
men oder Arbeitsbeziehungen 
zu Protesten eskalierte, suchte 
es nach Lösungen. Ein Beispiel 
dafür war das 2008 eingeführte 
Arbeitsrecht, das auf viele Ar-
beitnehmeranliegen einging. 
Indische Arbeitskräfte würden 
von einem solchen Gesetz pro-
fitieren. Den Indern, die nach 
China reisen, fällt auch auf, 
dass die Luftverschmutzung in 
Peking heute nicht so schlimm 
ist wie in vielen unserer Städ-
te (siehe Aditi Roy Ghatak im 
Schwerpunkt des E+Z/D+C 
e-Papers 2020/01). 

Bemerkenswert ist zu-
dem, dass beide Länder ab 
den 1980er Jahren ihre Regie-
rungssysteme dezentralisiert 
haben. In Indien gewannen die 
Regierungen der Bundesstaa-
ten nach dem Ende der Zent-
ralplanung Anfang der 1990er 
an Bedeutung. China entwi-
ckelte ein komplexes System 

zur Erprobung unterschied-
licher politischer Konzepte 
in verschiedenen Regionen. 
Regierungsverantwortliche in 
Indien müssen auf mächtige 
Interessengruppen achten, 
wohingegen sie sich in China 
augenscheinlich mehr auf Ent-
wicklungsziele konzentrieren 
können. 

Beunruhigend ist in bei-
den Ländern, dass die nationa-
len Regierungen in den vergan-
genen fünf Jahren autoritärer 
geworden sind und ihre Politik 
rabiater durchsetzen. Indiens 
derzeitiger Premierminister 
Narendra Modi will das Land 
zu einer Hindu-Nation ma-
chen (siehe Interview mit Arfa 
Khanum Sherwani im Schwer-
punkt des E+Z/D+C e-Papers 
2020/08), und Chinas Präsident 
Xi Jinping kehrt die Fortschrit-
te auf dem Weg zu einer regel-
gebundenen Staatsführung 
um (siehe Nora Sausmikat im 
Schwerpunkt des E+Z/D+C e-
Papers 2017/02). Er wendet im-
mer raffiniertere  Systeme zur 
Überwachung der Bürger an, 
zeigt aber an deren Wünschen 
weniger Interesse, als das seine 
Vorgänger taten. 

Die Unterdrückung der 
muslimischen Uiguren in Chi-
na ist nicht akzeptabel, aber das 
gilt auch für die Behandlung 
der muslimischen Kaschmiris 
in Indien. Dutzende Menschen 
starben in den vergangenen 
Monaten bei Protesten und is-
lamophoben Ausschreitungen. 
Dagegen reagierte China auf die 
Demokratiebewegung in Hong-
kong bislang praktisch ohne 
Blutvergießen. Dank einer re-
lativ freien Presse können sich 
Inder indessen generell leichter 
über missbräuchliches Staats-
handeln informieren als Chi-
nesen auf dem Festland – und 
künftig wahrscheinlich auch in 
Hongkong. � pj

Bauarbeiter in Kalkutta: Schutzrechte sind in China weiter entwickelt 

als in Indien. 
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indischen Bundesstaaten hinsichtlich 
Alphabetisierung und Lebenserwartung 
anführt, obwohl es gemessen am Bruttoin-
landsprodukt (BIP) pro Kopf nur auf Platz 
neun liegt. Laut Beobachtern profitiert Ke-
rala von vergleichsweise guter Amtsfüh-
rung und stimmiger Synergie von Markt 
und Staat.

Auch der Vergleich Indiens mit China 
zeigt, dass sozialer Fortschritt nicht einfach 
eine Funktion des BIP ist. Indien wurde 1947 
unabhängig. 1949 wurde China zur Volks-
republik, nachdem die kommunistische 
Volksbefreiungsarmee den Bürgerkrieg ge-
wonnen hatte. Beide Länder waren damals 
stark verarmt. Sie hatten jahrhundertelang 
unter imperialistischer Ausbeutung gelit-
ten.

Bis in die 1980er war Chinas Volks-
wirtschaft staatlich kontrolliert. Im Ge-
gensatz dazu lenkte in Indien der Staat die 
Wirtschaft, ließ dem Privatsektor aber auch 
beträchtliche Freiheiten. In den frühen 
1950ern unterschieden sich die wirtschaftli-
chen Standardindikatoren wie das BIP-Pro-
Kopf für China und Indien nicht wesent-
lich. Die Infrastruktur war zudem ähnlich 
schwach. Laut Weltbank-Daten gab es in 
beiden Ländern solide Erfolge, denn Chinas 
Pro-Kopf-BIP stieg in den Jahren 1961 bis 
1981 von 141 Dollar auf 360 Dollar (gemes-
sen in Preisen von 2010). In dieser Zeit stieg 
Indiens Pro-Kopf-BIP von 335 Dollar auf 
438 Dollar. Indien lag also vorn, kam aber 
langsamer voran.

Daten zu Einschulung, Alphabetisie-
rung, Säuglingssterblichkeit et cetera zeigen 
zudem, dass China Indien bereits 1980 über-
traf. Beispielsweise lag die Lebenserwar-
tung bei der Geburt in China bei 67 Jahren, 
in Indien aber nur bei 54 Jahren. Die Alpha-
betisierungsrate Chinas lag bei 65,5 Prozent, 
die Indiens jedoch nur bei 43,8 Prozent. 
Offenbar bedeutete das etwas höhere Pro-
Kopf-Einkommen Indiens nicht, dass die 
Inder länger oder besser lebten.

DIE FARBE DER KATZE

In den 1980ern änderten beide Länder ihre 
Wirtschaftspolitik. Die Spitzenpolitiker 
schätzten zunehmend die „Logik des Mark-
tes“. China wechselte von staatlicher Kon-
trolle zu einer gemischten Wirtschaft und 
Indien von einer gemischten Wirtschaft zu 
einem zunehmend marktdominierten Sys-
tem.

Der chinesische Staatschef Deng Xiao-
ping erklärte, die Farbe der Katze sei egal, 
sofern sie denn Mäuse fange. Damit signa-
lisierte er die Bereitschaft, mit Marktkräften 
zu experimentieren. Das geschah zunächst 
in Sonderwirtschaftszonen, später im gan-
zen Land (siehe Ayumi Konishi in E+Z/D+C 
2014/12, S. 460). Indiens politische Entschei-
dungsträger drängten schon in den 1980ern 
schrittweise auf marktfreundliche Refor-
men. Dies gipfelte nach der Finanzkrise 1991 
in einer entschiedenen Abkehr vom Dirigis-
mus (siehe Salman Anees Soz im Schwer-
punkt des E+Z/D+C e-Paper 2018/08).

Die neue Politik führte in beiden Län-
dern zu rasantem Wachstum. Sie gehörten 
bald zu den am schnellsten expandierenden 
Volkswirtschaften weltweit. Allerdings fiel 
das Wachstum im gemischtwirtschaftlichen 
China beeindruckender aus als im zuneh-
mend marktwirtschaftlich orientierten In-
dien. 1991 betrug das Pro-Kopf-BIP in China 
786 Dollar und in Indien 575 Dollar (wieder 
zu Preisen von 2010).

Seither ist die Kluft weiter gewachsen. 
2018 belief sich laut Weltbank das Pro-Kopf-
BIP in China auf 7752 Dollar, in Indien aber 
nur auf 2100 Dollar. Die Weltbank-Statisti-
ken zeigen China auch bei den sozialen In-
dikatoren vorn. So lag die Lebenserwartung 
dort 2018 bei 77 Jahren, in Indien aber nur 
bei 69 Jahren. Die Alphabetisierungsrate 
Chinas betrug 96,8 Prozent, Indiens nur 
74,4 Prozent.

Chinas Strukturwandel vollzog sich 
überdies viel schneller. Der Anteil der Be-
schäftigten in der Landwirtschaft sank von 
60 Prozent 1991 auf 27 Prozent 2018. In Indi-
en ging derweil diese Quote nur von 63 Pro-
zent auf 44 Prozent zurück. Am meisten be-
eindruckt, dass China zur „Fabrik der Welt“ 

wurde. In Indien hingegen stagniert der 
Anteil des verarbeitenden Gewerbes sowohl 
am BIP als auch in der Erwerbstätigkeit, wo-
hingegen der Dienstleistungssektor mehr 
Menschen beschäftigt. Er bietet aber oft nur 
schlecht bezahlte Jobs ohne anspruchsvolle 
Qualifikationsprofile.

China hat Indien bei Wachstum und 
sozialer Entwicklung deutlich übertroffen. 
Dem kommunistischen Regime gelang es, 
die makroökonomische Stabilität aufrecht-
zuerhalten und gleichzeitig durch eine 
ausgeklügelte Mischung aus Industrie-, 
Handels- und Sozialpolitik diversen Ent-
wicklungszielen näher zu kommen. Es gab 
unter anderem gewaltige Fortschritte in 
Forschung, Entwicklung und Hochschul-
bildung. Der Ausbau der Infrastruktur war 
spektakulär. Unterdessen spielt der chinesi-
sche Staat weiterhin eine stärkere Rolle als 
Eigentümer und Anteilseigner von Großun-
ternehmen, als das der indische Staat tut. 
Die Synergie von Markt und Staat ist China 
offensichtlich auf wirksame Weise gelun-
gen.

Beide Länder stehen heute vor gro-
ßen Herausforderungen. Die Ungleichheit 
wächst. Viele Menschen sind informell und 
unsicher beschäftigt. Umweltprobleme wie 
Wüstenbildung, Umweltverschmutzung, 
die Auswirkungen des Klimawandels und 
dergleichen mehr nehmen zu. In beiden 
Ländern wird die Staatsführung zudem 
immer repressiver. Leider wächst auch der 
Antagonismus zwischen China und Indien 
seit einigen Monaten.

Chinas Fortschritt beeindruckt indi-
sche Wissenschaftler. Dagegen beneiden 
uns chinesische Intellektuelle und zivil-
gesellschaftliche Aktivisten – vor allem in 
Hongkong – um unsere „Redefreiheit“. Chi-
nas Regime argumentierte früher gern, es 
räume den wirtschaftlichen und sozialen 
Menschenrechten Vorrang vor den politi-
schen Menschenrechten ein, um die Armut 
schnell zu bekämpfen. Die Ergebnisse sind 
nicht zu leugnen. Leider spielen die Men-
schenrechte aber heute in der Rhetorik der 
Spitzenpolitiker beider Länder keine nen-
nenswerte Rolle mehr.
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GESELLSCHAFTSTHEORIE

Vielfalt plus Gemeinwohl

Mit Anna-Katharina Hornidge, der neuen 
Direktorin des Deutschen Instituts für Ent-
wicklungspolitik (DIE), hat Hans Dembowski 
sich über systemtheoretische Konzepte aus-
getauscht. Es geht um die Frage, was Ent-
wicklung und funktionale Differenzierung 
miteinander zu tun haben.

Anna-Katharina Hornidge im Gespräch mit 
Hans Dembowski

Funktionale Differenzierung ist das zentrale 
Merkmal der gesellschaftlichen Moderne. 
Es bedeutet, dass soziale Systeme wie die 
Wirtschaft, die Wissenschaft oder das Recht 
sich ihrer eigenen Logik gemäß entfalten. 
So werden sie besonders leistungsstark, 
was breiten Wohlstand und viele verschie-
dene Lebensentscheidungen ermöglicht. 
Bedeutet Entwicklung im Kern funktionale 
Differenzierung?
Nein, gleichsetzen würde ich die Konzep-
te nicht, aber eine wichtige Grundlage für 
Entwicklung ist funktionale Differenzierung 
durchaus. Es geht um eine sehr wirkungs-
volle Arbeitsteilung nicht nur zwischen 
Branchen, sondern zwischen Funktionssys-
temen. Die Wissenschaft strebt nach Wahr-
heiten, die Wirtschaft nach Gewinnmaxi-
mierung, das Recht nach Gesetzestreue. Die 
Eigenlogiken der Funktionssysteme führen 
zur Pluralisierung der Gesellschaft. Sie er-
fordern letztlich demokratischen Diskurs. 
Ein autoritäres Durchregieren ist nicht ohne 
Weiteres möglich. Qualifikation und Leis-
tung statt allein Herkunft, ethnische oder 
religiöse Zugehörigkeit entscheiden über 
gesellschaftliche Position und soziale Iden-
tität. Viele Gesellschaften mit einem relativ 
hohen Grad an funktionaler Differenzierung 
sind wirtschaftlich sehr erfolgreich, darunter 
skandinavische Länder, Deutschland oder 
auch Singapur. Häufig, aber nicht immer 
sind funktional differenzierte Staaten de-
mokratisch verfasst. Spannungen zwischen 
Funktionssystemen können durch demokra-
tischen Diskurs gelöst werden – das ist aber 
keine Selbstverständlichkeit. Für die Ent-
wicklungspolitik ist es daher wichtig, einen 
Fokus auf gute Regierungsführung, trans-

parente Entscheidungen, handlungsfähige 
Institutionen und die Vergabe von Schlüs-
selpositionen gemäß Kriterien zu legen, die 
Qualifikation und berufliche Eignung in den 
Vordergrund stellen. Dies ist von zentraler 
Bedeutung für die Entfaltung des Entwick-
lungspotenzials einer Gesellschaft.

Funktionale Differenzierung erfordert nicht 
von Anfang an Demokratie. Der spektakulä-
re Erfolg Chinas unter Deng Xiaoping lässt 
sich ebenfalls damit erklären. Dessen au-
toritäres Entwicklungsregime schuf ein ge-
wisses Maß an Gewaltenteilung, indem es 
bestimmte Regeln für bestimmte Gebiete 
erließ und die Grundlage für unabhängige 
Unternehmenstätigkeit schuf. Das Eigen-
tums- und das Arbeitsrecht wurden ein 
Stück weit staatlicher Willkür entzogen. Es 
entstanden zudem ein Kapitalmarkt sowie 
leistungsfähige Bildungs- und Gesundheits-
systeme. Solche öffentlichen Einrichtungen 
behindern Märkte nicht, sondern beflügeln 
sie. Das hat auch eine Menschenrechtsdi-
mension. Peking betonte lange, soziale und 
wirtschaftliche Menschenrechte hätten Pri-
orität vor den politischen. Tatsächlich kann 
formale Demokratie Ausdifferenzierung blo-
ckieren, wenn große Teile der Bevölkerung 

aufgrund von Armut und geringer Bildung 
vom politischen Leben ausgeschlossen 
bleiben und mächtige Interessengruppen 
zugleich Wandel verhindern. Eine ganz an-
dere Frage ist, ob China aktuell noch eine 
Entwicklungsdiktatur ist – ich habe nicht 
den Eindruck, dass Xi Jinping funktionale 
Differenzierung im Sinne größerer Freiheits-
spielräume vorantreibt.
Es gibt auch andere Beispiele für autoritä-
re Entwicklungsregime mit beachtlichen 
Erfolgen. Singapur ist ein interessantes 
Beispiel. Dort habe ich über die Jahre im-
mer wieder wissenschaftlich gearbeitet 
und gelebt. Der Stadtstaat ist viel kleiner 
als China, aber die „Ein-Parteien-Demo-
kratie“, wie sie sich selbst nennt, hat die 
gesellschaftlichen Grundlagen für dynami-
sches Wachstum geschaffen. Wirtschafts-
liberale Verfechter Singapurs übersehen, 
dass Marktkräfte dort nicht einfach freien 
Lauf haben. Das Regime verteilt um. Es hat 
ein Bildungs- und Gesundheitswesen auf-
gebaut und für ausreichenden, erschwing-
lichen Wohnraum gesorgt. Es herrscht 
Rechtssicherheit, und Eignung, Qualifi-
kation und Leistung bestimmen über den 
beruflichen Werdegang und sozialen Sta-
tus. Märkte brauchen solch eine funktional 
differenzierte Einbettung, können sie aber 
selbst nicht herstellen.

Autoritäre Herrschaft führt aber auch nicht 
automatisch zu entwicklungsfreundlicher 
funktionaler Differenzierung. Oft werden 
Länder einfach nur ausgebeutet. Unter Mi-

Privatimmobilien stehen in Singapur neben staatlichen Sozialwohnungen. Fo
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litärdiktaturen sind Pakistan, Ägypten oder 
Nigeria jahrzehntelang kaum vorangekom-
men. Ein Entwicklungsregime braucht wohl 
ein Mindestverständnis von Gemeinwohl.
In Singapur galt seit seiner Unabhängigkeit 
1965 ein unausgesprochenes Abkommen 
zwischen Regierung und Bevölkerung: „Wir 
kümmern uns darum, dass es allen gut geht, 
und dafür verzichtet ihr auf bestimmte 
Freiheiten.“ Dem entsprach gerade in den 
1990ern auch die „Asian Values“-Debatte, 
die Betonung – vermeintlich – asiatischer  
Werte wie Fleiß, Sparsamkeit oder Zusam-
menhalt in der Familie. Dies ändert sich 
aber. In der Wahl in Singapur vor einigen 
Wochen erzielte die Opposition zehn von 
insgesamt 93 Sitzen im Parlament. Dies war 
bisher unvorstellbar. Gesellschaftliche In-
klusion und Integration werden weiterhin 
stark betont. Gleichzeitig gewinnen demo-
kratische Strömungen an Unterstützung 
in der Gesellschaft. Diese Betonung von 
gemeinsamen Werten über ethnische und 
religiöse Grenzen hinweg ist aber etwas, 
das Entwicklungsregime von autoritären 
Rechtspopulisten unterscheidet. Es steht 
eben gerade nicht das Spalten der Gesell-
schaft im Vordergrund.

Theoretisch ist klar, dass funktionale Diffe-
renzierung, je weiter sie fortschreitet, plura-
listischen Austausch und mithin Demokratie 
nötig macht. In Südkorea und Taiwan ist das 
so gekommen, in Singapur gibt es Anzei-
chen dafür, in China bisher nicht.

Die westliche Sozialwissenschaft übersieht 
tendenziell, dass ausgeprägtere funktionale 
Differenzierung auch zu Desintegration füh-
ren kann. Wo die soziale Diversität ohnehin 
groß ist, wie in China oder Singapur, gilt das 
besonders. In einem multikulturellen und 
multiethnischen Stadtstaat wie Singapur 
ist Zusammenhalt alles andere als selbst-
verständlich. Andererseits entmündigt Pa-
ternalismus und verdeckt bestehende Prob-
leme. So gelang es Singapur beispielsweise, 
die Covid-19-Pandemie weitgehend einzu-
dämmen, bis sich das Virus dann rasant in 
den Unterkünften von Arbeitsmigranten 
ausbreitete. In ihre Gemeinwohl-Überle-
gungen hatte die Regierung nur die eigenen 
Staatsbürger einbezogen. Hier beobachten 
wir etwas ganz Ähnliches wie in der EU: 
ein Bündnis von Demokratien, das Men-
schenrechte betont, diese aber regelmäßig 
untergräbt, wenn es um Flüchtende an den 
Grenzen geht.

Autoritäre Entwicklungsregime betonen 
typischerweise den Nationalstaat und ver-
sprechen, das eigene Land auf Weltniveau 
zu heben. Die starke Betonung der Nation 
ist aber weltpolitisch problematisch. Aus 
systemtheoretischer Sicht ist Globalisie-
rung nicht einfach Freihandel, sondern die 
funktionale Differenzierung der Weltgesell-
schaft. Funktionssysteme reichen längst 
über nationale Grenzen hinaus. Wir brau-
chen globale Lösungen für globale Pro-
bleme wie Klimawandel, Finanzstabilität, 

Pandemien und so weiter. Das erfordert ein 
gemeinsames Verständnis von globalem 
Gemeinwohl. Reichen dafür die UN-Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (Sustainable Deve-
lopment Goals – SDGs)?
Sie sind ein ambitionierter und sehr wich-
tiger Schritt in die richtige Richtung. Aber 
das Engagement für die Nachhaltigkeitszie-
le wirkt noch nicht in die Breite. Die Sprache 
ist bürokratisch und die multilaterale Ent-
scheidungsfindung oft mühsam. Dahinter 
stecken unterschiedliche Wertesysteme, 
die globale Konsensfindung erschweren. 
Gleichzeitig führt uns die Covid-19-Pande-
mie vor Augen, wie zentral die global ver-
handelten SDGs als ein gemeinsames Ver-
ständnis von Zukunft sind und wie wichtig 
ihr integrierter Ansatz ist. Menschliche, tie-
rische und planetare Gesundheit bedingen 
sich gegenseitig und sind ein weltweites An-
liegen. Und sie können nicht ambitioniert 
genug sein. Aber durch die Pandemie wer-
den die finanziellen Spielräume geringer, 
die geplanten Maßnahmen zum Erreichen 
der Ziele umzusetzen.

Scheitert die multilaterale Politik nicht eher 
an Interessenkonflikten? In der Außenpoli-
tik der USA ist heute keine Werteorientie-
rung zu erkennen. Es geht nur darum, die 
Macht von Präsident Donald Trump zu stär-
ken. Seine Partei ist für Freihandel, es sei 
denn, ihr eigener Präsident erlässt Zölle. Die 
Republikaner sind gegen Haushaltsdefizite, 
es sei denn, sie entstehen wegen ihrer ei-
genen Steuerpolitik. Sie halten Familien-
werte hoch, es sei denn, ihr eigener Staats-
chef zahlt einem Pornostar Schweigegeld. 
Trumps Regierungsführung läuft auf Entdif-
ferenzierung hinaus. Expertenwissen zählt 
nicht, die Interessen von Trumps Familie 
genießen Priorität und jede kritische Stim-
me wird zum „Volksfeind“ erklärt. Trump will 
alles bestimmen, aber seine Politik ist zu in-
kohärent, um etwas anderes als Macht- und 
Geltungsgier aus ihr herauszulesen.
Das ist eine korrekte Momentaufnahme. 
Sie ändert aber nichts daran, dass es schon 
lange ernsthafte globale Wertdifferenzen 
gibt. Die USA betonen individuelle Freihei-
ten gegenüber dem Staat, während China 
beispielsweise dem Staat die Führungsrolle 
zuweist. Für erfolgreiche Global Governance 
mit globalem Gemeinwohl als gemeinsa-
mer Zielgröße brauchen wir mehr Konsens 
und mehr Kompromisse. Dazu sind mehr 
Austausch, mehr Diskussion und mehr ge-

Chinesische Aktienkurse: Eine funktionierende Börse erfordert ein Mindestmaß an 

Rechtssicherheit. 
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KOMMUNALE ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

Voneinander lernen

In den Jahren 2015/16 und 2017/18 gab es 
zwei Austauschprojekte zwischen Mitarbei-
tern der Stadtverwaltungen von Aachen und 
Kapstadt. Ziel war es, die kommunale 
Zusammenarbeit zu stärken. Die Beteiligten 
ziehen eine positive Bilanz: Die Sustainable 
Development Goals (SDGs) können in bei-
den Kommunen besser umgesetzt werden.

Von Gabriele Schütz-Lembach und Ulrike 
Devers-Kanoglu

Beide Male waren je sechs Kolleginnen 
und Kollegen aus den beiden Städten je 
einmal eine Woche in der Partnerstadt. Sie 
tauschten sich thematisch gemäß dem Titel 
„Voneinander lernen – für eine nachhaltige 
Stadt“ in verschiedenen Bereichen nachhal-
tiger Stadtentwicklung aus. Diese waren:

●● Stadtklima,
●● sichere und saubere Stadt,
●● Nachhaltigkeit im Alltag/im städti-

schen Handeln,
●● Wirtschaftsförderung (Ökonomie/

Ökologie) und
●● Hochschulkooperationen.

Es fanden zur gleichen Zeit auch 
Austausche zwischen den Universitäten 
und mit Studierenden statt, die inhaltlich 
mit dem Förderprogramm harmonierten 
und thematisch eingebunden werden 
konnten. Der Austausch wurde über En-
gagement Global mit einem städtischen 
Eigenanteil von 10 Prozent durch das 
Land Nordrhein-Westfalen im Rahmen 
des Förderprogramms „KEZ = kommuna-
le Entwicklungszusammenarbeit“ geför-
dert.

Bei den Besuchen gab es gegenseitige 
Trainings und operative Arbeitseinsätze, 
außerdem tauschten sich die Teilnehmer 
über ihre Arbeitsstrategien und deren Um-
setzung aus und prüften eine Übertragbar-
keit auf die Verwaltung der Partnerstädte. 
Die Teilnehmer berücksichtigten dabei 
auch die unterschiedlichen sozialen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die 
im Austausch deutlich wurden.

Diese Form des kollegialen Austau-
sches hat bei den Verwaltungsmitarbeitern 
zu spürbaren Veränderungen geführt. Sie 
empfanden das gemeinsame Erleben und 
die persönlichen Begegnungen als sehr 
wertvoll. Besonders die Exkursionen mit den 
Kollegen der jeweiligen Fachgebiete (und an-
derer Ressorts) gaben Anregungen und gute 
Beispiele für die eigene Arbeit. Sowohl Ver-
waltungsmitarbeiter als auch Studierende 
stellten folgende Lern- und Entwicklungs-
prozesse im Bereich der Nachhaltigkeit fest:

●● Sie erweiterten ihr Wissen im eigenen 
Fachgebiet und bekamen ressortübergrei-
fende, interdisziplinäre und kulturübergrei-
fende Anregungen. Fo
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genseitiges Kennenlernen nötig. Die SDGs 
skizzieren bereits, wie ein solches globales 
Gemeinwohl aussehen könnte, aber es muss 
noch viel geschehen, damit sie wirklich 
zu Richtlinien globalen Handelns werden. 
Letztlich müssen wir weltweit verstärkt in 
Bildung und Ausbildung investieren. Und 
zwar im Sinne der Aufklärung. Nur wenn 
Menschen befähigt werden, ihre eigene 
Situation kritisch zu reflektieren und sich 
ein eigenes Urteil zu bilden, können sie 
auch eigenständige Entscheidungen tref-
fen. Dies ist auch die Basis, um mit rasant 
voranschreitendem Umweltwandel oder 
sozioökonomischen Veränderungen umzu-
gehen. Und es ist grundlegend wichtig, um 
Verständnis für andere Positionen zu entwi-
ckeln. Wechselseitige Empathie kann dann 
das Finden gemeinsamer Lösungen ermög-
lichen.

Das sehe ich auch so, aber mit dieser Po-
sition setzen wir uns dem Vorwurf des Eu-
rozentrismus aus. Es stimmt ja leider, dass 
Voltaire, der wichtige Philosoph der euro-
päischen Aufklärung, vom Sklavenhandel 
profitiert hat.

Und Thomas Jefferson und andere Gründer-
väter der USA waren Sklavenhalter. Jefferson 
ist aber auch für die großartige Formulierung 
verantwortlich, dass alle Menschen gleich 
erschaffen sind und unveräußerliche Rechte 
haben. Er hat sich an dieses Postulat selbst 
nicht gehalten – aber deshalb ist es nicht 
wertlos. Das Bildungssystem kann ohne 
Beschönigung die Gräuel der Kolonialzeit 
benennen und zugleich die universelle Gül-
tigkeit der Aufklärung bekräftigen. Auf de-
ren Grundprinzipien beruht der Katalog der 
Menschenrechte. Diesen Katalog dürfen wir 
nicht aufgeben, denn sonst ist eine am Ge-
meinwohl orientierte Entwicklung weder glo-
bal noch auf einzelstaatlicher Ebene möglich.
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●● Sie gewannen positive Impulse für die 
eigene Arbeit.

●● Sie erlebten eine praxisnahe Vernet-
zung mit anderen Fachgebieten und beka-
men dadurch ein vertieftes Verständnis für 
die Bedeutung von Querschnittsaufgaben.

●● Sie verbesserten ihre Sprach- und 
Kommunikationskompetenz.

●● Einsatzbereitschaft (Aufgaben zusätz-
lich zur normalen Arbeit) und Motivation 
(jenseits von Beförderungen und Gehältern) 
stiegen.

Diese Ergebnisse legen nahe, dass der 
Austausch eine wertvolle Entwicklung von 
Kompetenzen in Gang gesetzt hat. Folgt 
man einer Definition von Erpenbeck (2010), 
geht es bei Kompetenzen um mehr als nur 
um Wissen, Fähigkeiten oder Fertigkeiten. 
Kompetenzen sind ein komplexes Wech-
selspiel von Wissen, Fähigkeiten, Werten, 
Erfahrungen und dem Willen zur Umset-
zung. Die Rückmeldungen der Mitarbeiter 
verweisen darauf, dass in diesen Bereichen 
beachtliche Entwicklungsprozesse in Gang 
gesetzt worden sind. Ähnlich empfanden es 
auch die Studierenden, bei denen es beson-
ders zu einem neuen Blick auf grundlegen-
de Werte wie nationale und internationale 
Verteilungsgerechtigkeit kam.

Für die Ziele des Förderprogramms, 
bei dem es um die Stärkung kommunaler 
Zusammenarbeit im Bereich der nachhalti-
gen Entwicklung sowie um die Umsetzung 
der SDGs geht, ist das sehr bedeutsam. Sich 
für diese Ziele stark zu machen, setzt Kre-
ativität, Motivation und Einsatzbereitschaft 

seitens der Mitarbeiter in der Verwaltung 
voraus, was allein über den geringen Spiel-
raum, den Fortbildungsmöglichkeiten und 
die Besoldung bieten, kaum herzustellen 
ist. Vielmehr spielen Werte und Überzeu-
gungen der Mitarbeiter, die im kommuna-
len Austausch eher informell gewonnen 
wurden, vermutlich eine viel wichtigere 
Rolle.

Vor diesem Hintergrund haben sich in 
den vergangenen Monaten tatsächlich eini-
ge relevante Veränderungen in den beiden 
Kommunen ereignet, die der verbesserten 
Umsetzung der Nachhaltigkeits-Entwick-
lungsziele und damit der Nachhaltigkeit 
auf kommunaler Ebene direkt zu Gute kom-
men. Auch die Zusammenarbeit der beiden 
kommunalen Verwaltungen hat sich deut-
lich verbessert.

So wollen sowohl das Kultur- als auch 
das Personaldezernat in Aachen die posi
tiven Impulse weiterverfolgen. Das Perso-
naldezernat strebt an, Personalentwicklung, 
Weiterbildung und Personalgewinnung mit 
den Partnern zu vergleichen und voneinan-
der zu lernen. Die Kulturdezernentin setzt 
sich für eine Schulpartnerschaft ein, um die 
positiven Erfahrungen solcher Austausche 
im Bildungssektor zu nutzen. Außerdem 
adaptierte ein Stadtbezirk in Aachen erfolg-
reich positive Beispiele der Bürgerbeteili-
gung aus Kapstadt, so dass davon ausgegan-
gen werden kann, dass in Aachen zukünftig 
bezirksbezogene Workshops (partizipativ 
für Verwaltung, Vereine, Politik, Handel 
und Gewerbe) häufiger stattfinden.

In Kapstadt wurde eine Personalstelle 
geschaffen und besetzt, die sich um interna-
tionale Partnerschaften (und Fundraising 
dafür) kümmern soll. In Aachen wurde eine 
Delegationsreise nach Kapstadt geplant, die 
aus Wirtschaftsvertretern, Ratsmitgliedern 
und führenden Verwaltungsleuten besteht. 
Diese Delegationsreise erwies sich als ins-
pirierend: So regte der Kapstädter Oberbür-
germeister seinen Aachener Kollegen an, 
nach dem Kapstädter Beispiel ein „Portfolio 
of Sustainability“ herauszugeben.

Durch derartige Kontakte sollen lang-
fristig nachhaltige Strukturen zwischen 
Vertretern von Verwaltung, Wirtschaft und 
Politik entstehen. Dafür sind eine dauerhaft 
verankerte politische Unterstützung und 
das Vorhandensein verlässlicher verant-
wortlicher Ansprechpartner eine wichtige 
Voraussetzung. Nur so sind kontinuierliche 
Netzwerkarbeit sowie Aufbau und Pflege 
von Kontakten möglich. Darauf haben die 
Teilnehmenden des Austausches in einem 
abschließenden Workshop hingewiesen.

In gewisser Hinsicht kommt die 
Kommunalverwaltung in Kapstadt diesem 
Wunsch mit der Schaffung der Personalstel-
le für internationale Partnerschaften entge-
gen, wobei auch dies nur ein Anfang sein 
kann, da es eine kommunale Querschnitts-
aufgabe ist. Insofern ist das verpflichtende 
Engagement aller Beteiligten von zentraler 
Bedeutung, sowohl seitens der Politik als 
auch der Verwaltung.
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Nachhaltigkeit und Finanzwesen
Kapitalmärkte interessieren sich zuneh-
mend für die ökologischen, sozialen und 
politischen Folgen von Investitionen. 
Dafür steht auf Englisch das Kürzel ESG 
(environmental, social and governance 
impacts). Die Kriterien der früheren 
Marktnische des ethischen Investierens 
gewinnen immer mehr Aufmerksamkeit. 
Tatsächlich hängt langfristig die Stabili-
tät des Finanzsystems davon ab, dass 

schädliche Nebenwirkungen von Wirt-
schaftstätigkeiten eingedämmt werden. 
Selbstverständlich müssen auch Staats-
finanzen nachhaltig gehandhabt werden. 

Dieser Schwerpunkt hat unmit-
telbaren Bezug zu allen UN-
Zielen für nachhaltige Entwick-

lung (Sustainable Development Goal 
– SDGs). 
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UNTERNEHMERTUM

Zukunftsfähigkeit sichern

Die bekanntesten Unternehmen der Welt 
sind dank guter Ideen, harter Arbeit und der 
Nachfrage nach ihren Produkten und Dienst-
leistungen entstanden. Natürlich spielt auch 
Geld eine Rolle. Unternehmer müssen 
schließlich nicht nur die Folgen ihres Han-
delns auf Gesellschaft und Umwelt berück-
sichtigen, sondern auch für finanzielle Nach-
haltigkeit sorgen. In diesem Essay geht es 
um die Verbindung von Unternehmertum 
und finanzieller Nachhaltigkeit.

Von Ifeyinwa Ugochukwu

Wissenschaft und Finanzbranche interes-
sieren sich zunehmend für das Konzept der 
Nachhaltigkeit von Unternehmen, nicht 
zuletzt dank des öffentlichen Diskurses. 
Besonders in wohlhabenden Ländern spre-
chen sich viele Menschen für Themen wie 
Corporate Social Responsibility (CSR) und 
Corporate Citizenship aus. CSR bedeutet, 
dass sich die Spitzenmanager über Gewinn-
maximierung hinaus für soziale und ökolo-
gische Ziele engagieren. Corporate Citizen-
ship bedeutet, dass sich ein Unternehmen 
als würdiges Mitglied der Gesellschaft be-
nimmt.

Ein zentraler Gedanke ist, dass der Er-
folg eines Unternehmens nicht nur finanzi-
ell messbar ist, sondern dass Geschäftsprak-
tiken weithin spürbare negative Folgen für 
Menschen und die Umwelt haben können. 
Wer ein Unternehmen führt, darf solche 
„Nebenwirkungen“ nicht ignorieren, sonst 
zahlt er womöglich irgendwann einen ho-
hen Preis dafür. Er kann sogar die Zukunft 
des Unternehmens gefährden, wenn zum 
Beispiel:

●● Kunden beginnen, Produkte und 
Dienstleistungen abzulehnen,

●● ein Unternehmen in kostspielige 
Rechtsstreitigkeiten verwickelt wird und 
Entschädigungen zahlen muss,

●● Regulierungsbehörden schädliche Ge-
schäftspraktiken plötzlich verbieten.

Es kann auch alles zugleich eintreten 
– und es gibt noch viele weitere von Unter-
nehmen verursachte schädliche Nebenwir-
kungen. Zugleich muss jedes Privatunter-

nehmen seine Finanzen im Blick haben. 
Das galt früher genauso wie heute auf den 
umkämpften globalen Märkten.

Die Tony-Elumelu-Stiftung, deren 
Geschäftsführerin ich bin, fördert das afri-
kanische Unternehmertum. Wir bieten un-
ter anderem Finanzierung, Mentoring und 
Ausbildung an, fördern die Gründung in-
novativer Unternehmen und helfen ihnen, 
wettbewerbsfähig zu werden, wenn möglich 
auf globaler Ebene. Unsere Unternehmen 
sollten dazu beitragen, eines oder mehrere 
der UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals – SDGs) 
zu erreichen. Unsere Philosophie ist, dass 
Unternehmen, denen es gut geht, Gutes tun 
können und sollen.

Natürlich muss auch die finanzielle 
Nachhaltigkeit gesichert sein, das heißt, 
dass ein Unternehmen genügend Einnah-
men und den Zugang zu Finanzdienst-
leistungen haben muss, um bestehen zu 
können. Jede Organisation, egal, ob gewin-
norientiert, gemeinnützig oder karitativ, 
braucht einen Plan für finanzielle Nachhal-
tigkeit. Nur wer ein nachhaltiges Finanzmo-
dell hat, wird überleben. Wichtige Aspekte 
dafür sind:

●● starke und wechselseitig vorteilhafte 
Beziehungen zu allen Beteiligten,

●● ein diversifizierter Finanzierungsmix,
●● finanzielle Rücklagen sowie 
●● regelmäßige Bewertung von Risiken 

und Betriebskosten.
In der Vergangenheit waren einige 

gemeinnützige und soziale Unternehmen 
in hohem Maße auf Hilfe angewiesen. Die-
se Zeiten sind jedoch langsam vorbei, die 
Unternehmen müssen künftig mit weni-
ger, vielleicht sogar ohne Unterstützung 
auskommen. Diesbezüglich muss dringend 
mehr geforscht werden, und es ist zu hoffen, 
dass die Erkenntnisse dazu beitragen, neue 
tragfähige Geschäftsmodelle zu entwickeln. 
Wie die Wissenschaftler Dean Shepherd 
und Holger Patzelt (2011) schreiben, ist es 
unerlässlich, „die Rolle unternehmerischen 
Handelns als Mechanismus zur Erhaltung 
von Natur und Ökosystemen zu erforschen 
und zugleich wirtschaftliche und nicht-
wirtschaftliche Gewinne für Investoren, 
Unternehmer und Gesellschaften zu erzie-
len“.

Es ist ermutigend, dass es Innova-
tionen gibt, die neue Chancen eröffnen. 
Crowdfunding etwa ermöglicht dank klei-
ner Beiträge von vielen verschiedenen Ein-
zelpersonen die Gründung von Start-ups. 
Dies geschieht meist via Internet. Zukünftig 
werden wohl auch künstliche Intelligenz 
und maschinelles Lernen einen einfacheren 
und nachhaltigeren Zugang zu Finanzmit-
teln ermöglichen.

Digitale Konnektivität ist ein Segen, 
den Unternehmer nutzen sollten. Wer di-
gital sichtbar und geschickt ist, profitiert, 
nicht zuletzt hinsichtlich des Zugangs zu 
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Ifeyinwa Ugochukwu 2019 mit afrikanischen Unternehmensgründern beim Forum der Tony-Elu-

melu-Stiftung. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/ifeyinwa-ugochukwu
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Finanzmitteln. Leider werden auch viele 
Frimengründer scheitern – vor allem dort,  
wo es keinen oder nur eingeschränkten In-
ternetzugang gibt. Bedauerlicherweise gibt 
es immer noch viele unterversorgte Gebiete 
in Afrika und anderen Regionen.

Wo die Infrastruktur schwach ist, 
können formelle Privatunternehmen nicht 
erfolgreich sein. Moderne Unternehmen 
brauchen nicht nur Internet. Sie brauchen 
auch eine zuverlässige Wasser- und Strom-
versorgung sowie Transportmöglichkeiten. 
Auch ist ein Zugang zu Finanzdienstleis-
tungen und ein Mindestmaß an Rechts-
staatlichkeit nötig, und sie werden nur 
dort ausreichend qualifizierte Arbeitskräfte 
finden, wo das öffentliche Bildungswesen 
grundsätzlich funktioniert. Auch soziale 
Infrastruktur ist wichtig. Eine schlechte 
Gesundheitsversorgung kann Unfälle und 
Krankheit zum ernsthaften Problem für Fir-
men machen.

Eine schlechte Infrastruktur ist nicht 
nur eine Folge von Armut, sie hält sie auch 
aufrecht. Volkswirtschaften, in denen der 
informelle Sektor dominiert, wie fast über-
all in Afrika, können nicht gedeihen. Der 

informelle Sektor hält die Menschen in der 
Armut gefangen (siehe Christiane Laibach 
im Monitor des E+Z/D+C e-Papers 2020/02).

Weltweit hat die Covid-19-Pandemie 
erneut gezeigt, wie ungleich Gesellschaften 
sind. Arme und verletzliche Gemeinschaf-
ten sind am härtesten betroffen. Wir dürfen 
Ungleichheit nicht akzeptieren. Chancen 
müssen für alle zugänglich werden, das 
ist auch eine wichtige Forderung der SDG-
Agenda. Finanzinvestoren liegen falsch, 
wenn sie nur die monetären Erträge, auch 
aus Derivaten und Futures-Märkten, be-
rücksichtigen. Die Realwirtschaft muss auf 
die Lösung von Problemen ausgerichtet sein 
und der Schwerpunkt muss auf der Produk-
tivität, den Fähigkeiten und Fertigkeiten der 
Menschen sowie auf einer gesunden Um-
welt liegen. Niemand soll zurückgelassen 
werden. Uns auf unsere Menschlichkeit zu 
besinnen, ist unsere größte Hoffnung, um 
Nachhaltigkeit zu erreichen – auch finanzi-
elle.

Die Tony-Elumelu-Stiftung wird wei-
ter nachhaltige Finanzierungen für Neu-
gründungen in benachteiligten Gebieten 
Afrikas bereitstellen. Dort wird das Geld am 

dringendsten benötigt. Wir unterstützen 
vielversprechende Unternehmer mit Start-
kapital. Afrika muss innovative Produkte 
und Dienstleistungen kreieren, diese auch 
weltweit an Kunden liefern und sich in glo-
bale Lieferketten integrieren. Viele Unter-
nehmen, die wir unterstützt haben, haben 
bewiesen, dass sie zum Erfolg der SDGs bei-
tragen und zugleich guten Gewinn machen 
können.
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NACHHALTIGE FINANZIERUNG

Internationale Standards sind 
wichtig

Für den Übergang zu einer nachhaltigen 
Wirtschaft braucht es einen Finanzsektor, der 
die Ziele für nachhaltige Entwicklung (Susta-
inable Development Goals – SDGs) und den 
Pariser Klimavertrag unterstützt. Die Krite-
rien für nachhaltige Finanzprodukte müssen 
klar definiert und international abgestimmt 
sein.

Von Kathrin Berensmann

Nachhaltige Finanzierung bezieht sich zum 
einen auf Umweltaspekte wie die Anpas-
sung an den Klimawandel, zum anderen auf 

soziale Aspekte, beispielsweise Ungleich-
heit, und drittens auf Governance, etwa in 
öffentlichen Institutionen oder privaten 
Unternehmen. Neben diesen ESG-Faktoren 
(Environmental, Social and Governance) ist 
finanzielle Tragbarkeit ein weiterer wichti-
ger Bestandteil der nachhaltigen Finanzie-
rung.

Für die Definition nachhaltiger Finan-
zinstrumente sind Standards und Kriterien 
nötig. Sie erhöhen die Transparenz, stärken 
das Vertrauen und ermöglichen es den Anle-
gern, zwischen grünen und nicht grünen In-
strumenten zu unterscheiden. Auch für die 

interne Budgetierung, Rechnungslegung 
und Messung der Leistung von Finanzin-
stituten ist eine solche Definition wichtig, 
ebenso für ein angemessenes Umweltrisiko-
management. Gleichermaßen ermöglichen 
klare Standards den politischen Entschei-
dungsträgern, nachhaltige Entwicklung ge-
zielt zu unterstützen, etwa durch Steuerbe-
freiungen oder Subventionen.

Auf der anderen Seite können zu 
strenge Standards auch ein Hindernis für 
nachhaltige Finanzinstrumente darstellen, 
zum Beispiel für die Emittenten von grü-
nen Anleihen (Berensmann et al., 2017). Um 
ihre Vorteile ausspielen zu können, müssen 
die verschiedenen Standards für nachhalti-
ge Finanzinstrumente auf internationaler 
Ebene aufeinander abgestimmt werden – 
zum Beispiel die Standards für grüne An-
leihen.

Der am meisten verwendete internati-
onale Standard für grüne Anleihen sind die 
freiwilligen Green Bond Principles von der 
International Capital Market Association, 

https://www.dandc.eu/de/article/innovative-unternehmensgruendungen-afrika-sind-wichtig-schaffen-aber-allein-nicht-genug
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einem internationalen Branchenverband 
für Kapitalmarktteilnehmer. Die meisten 
der anderen Green-Bond-Standards bau-
en auf ihnen auf. Allerdings sind die Green 
Bond Principles zu wenig spezifisch, und es 
gibt zusätzlich eine Reihe von nationalen, 
regionalen und internationalen Standards, 
die nur zum Teil aufeinander abgestimmt 
sind. Dazu gehören unter anderen der 
ASEAN Green Bond Standard, der EU Green 
Bond Standard und die Standards der Cli-
mate Bond Initiative.

Auch für externe Überprüfungen gibt 
es zahlreiche Standards und Instrumente. 
Zur Verhinderung von „Greenwashing“ sind 
externe Evaluierungen wichtig, die bewer-
ten, ob die Einnahmen für grüne Projekte 
verwendet werden.

EU-AKTIONSPLAN

Die EU ist diese Probleme angegangen. 2018 
hat die Europäische Kommission einen 
Aktionsplan zur Finanzierung von nach-
haltigem Wachstum erstellt, der auch eine 
Strategie für ein nachhaltiges Finanzsystem 
beinhaltet (EC, 2018). Um Standards und 
Kennzeichnungen für umweltfreundliche 

Finanzprodukte zu schaffen, rief die EU-
Kommission eine technische Expertengrup-
pe (Technical Expert Group – TEG) für nach-
haltige Finanzen ins Leben, die vor allem 
folgende Arbeitsbereiche umfasst:

●● Erstellung eines „Klassifizierungssys-
tems (Taxonomie) für ökologisch nachhalti-
ge Wirtschaftstätigkeiten“, 

●● Entwicklung eines „EU Green-Bond-
Standards“, der mit der Taxonomie ver-
knüpft wird,

●● Erarbeitung von “Leitlinien für klim-
abezogene Berichterstattung von Unterneh-
men“, und 

●● „Leitlinien zu EU-Klimaschutz-Refe-
renzwerten und die Offenlegung von ESG-
Faktoren“.

Die EU hat im März 2020 ein einheit-
liches Klassifizierungssystem für ökologisch 
nachhaltige und klimafreundliche Inves-
titionen vorgelegt, das in die EU-Rechts-
vorschriften eingebunden wird. Diese 
Taxonomie legt Kriterien für ökologisch  
nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten fest. 
Zum einen soll sie dabei helfen, bereits be-
stehende umweltfreundliche Aktivitäten zu 
identifizieren, zum anderen den Zugang zu 
umweltfreundlichen Finanzmitteln verbes-

sern. In der Folge können kohlenstoffarme 
Sektoren ausgebaut und kohlenstoffreiche 
dekarbonisiert werden (EC, 2020a).

Es ist begrüßenswert, dass die EU eine 
marktübergreifende, rechtlich verbindli-
che Taxonomie erstellt hat. Ein Nachteil 
besteht aber darin, dass diese außerhalb 
der EU international nicht abgestimmt ist. 
Grundsätzlich ist es schwierig, weltweit gül-
tige Taxonomien durchzusetzen, weil dann 
nationale Umstände wie die wirtschaftliche 
und technologische Entwicklung nicht be-
rücksichtigt werden können. Wenn es aber 
unterschiedliche Taxonomien gibt, müssen 
die Unterschiede transparent gemacht wer-
den. Die EU hat auf internationaler Ebene 
eine Plattform für nachhaltige Finanzierung 
einberufen, die den Dialog fördern und die 
Koordinierung bei der Entwicklung von Ta-
xonomien unterstützen soll.

AKKREDITIERUNGSSYSTEM FÜR PRÜFER

Bisher gibt es keinen verbindlichen interna-
tionalen Standard für die Überprüfung von 
nachhaltigen Finanzinstrumenten. Der EU-
Vorschlag für einen Standard für grüne Anlei-
hen beinhaltet auch ein Akkreditierungssys-

Kriterien definieren, wann eine Investition „grün“ ist. Windpark in Jordanien. 
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Enormer Finanzbedarf

Nachhaltige Finanzierung wird 
bei der Erholung von der Covid-
19-Pandemie eine Schlüsselrol-
le spielen. Der Europäische Rat 
hat die zentrale Funktion des 
Green Deals in seiner „Roadmap 
for Recovery“ anerkannt (EC, 
2020b). Der Green Deal umfasst 
eine neue Wachstumsstrategie, 
die eine ressourcenschonende 
Wirtschaft zum Ziel hat.

Zur Umsetzung des Green 
Deals sind nachhaltige Investi-
tionen in enormer Höhe erfor-
derlich (EC, 2019a). Dazu, wie 
hoch der Finanzbedarf sein 
wird, gibt es unterschiedli-
che Schätzungen. Die Konfe-
renz der Vereinten Nationen 
für Handel und Entwicklung 
(United Nations Conference 
on Trade and Development 
– UNCTAD) schätzte 2014 bei-
spielsweise die jährliche Inves-
titionslücke für Entwicklungs-
länder zum Erreichen der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Develpoment 
Goals – SDGs) auf zirka 2,5 Billi-
onen Dollar (UNCTAD, 2014).

Dieses Volumen kann 
nicht allein mit öffentlichen 

Mitteln finanziert werden. Aus 
diesem Grund sind für den 
Übergang zu einer nachhalti-
geren Wirtschaft umfangreiche 
Investitionen des Privatsektors 
erforderlich.

Zu den größten Prob-
lemen für die Mobilisierung 

privaten Kapitals zählt das 
Fehlen harmonisierter Stan-
dards für die Definition und 
Überprüfung nachhaltiger 
Finanzinstrumente (s. Haupt-
text). Weitere Hürden sind der 
oft unterschiedliche Informa-
tionsstand von Investoren und 
Schuldnern sowie mangelnde 
Transparenz und Offenlegung, 
die es Regulierern, Nichtre-
gierungsorganisationen und 

Forschungseinrichtungen er-
schwert, nachhaltige Finan-
zinstrumente zu bewerten. 
Des Weiteren passen die eher 
langfristigen nachhaltigen In-
vestitionsvorhaben nicht zum 
kurzfristigen Zeithorizont vie-
ler Sparer und Investoren. Po-
litische Risiken wie fehlende 
strategische Signale, politische 
Länderrisiken, regulatorische 
Risiken oder verzerrende po-
litische Maßnahmen spielen 
ebenfalls eine Rolle (Berens-
mann et al., 2017)

In Entwicklungsländern 
kommt erschwerend hinzu, 
dass wenig entwickelte Kapital-
märkte nur wenige nachhaltige 
Finanzprodukte anbieten. Es 
gibt auch nur wenige Investo-
ren. Oft fehlt Fachexpertise, 
und Institutionen haben keine 
ausreichenden Evaluierungs-
kapazitäten. � kb
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Zur Umsetzung des Green Deals sind beträchtliche nachhaltige 

Investitionen erforderlich. 

tem für externe Prüfer dieser Anleihen (EC, 
2019a). Im Idealfall kann dieser Standard eine 
Benchmarking-Rolle für die internationalen 
Finanzmärkte übernehmen. Ob das gelingen 
wird, ist aber noch nicht klar. Zunächst ist der 
Vorschlag nur auf die EU beschränkt. Sinn-
voll wäre die Schaffung einer unabhängigen 
internationalen Institution mit Mitgliedern 
der wichtigsten privaten und öffentlichen 
Marktteilnehmer und Regulierungsbehör-
den, die die internationale Angleichung der 
Green-Bond-Zertifizierung sicherstellt.

Insgesamt hat die EU mit dem 
Aktionsplan wichtige Meilensteine für die 
Mobilisierung von privatem Kapital für 

nachhaltige Wirtschaftstätigkeit gelegt. 
Aufgrund der Verflechtung der internatio-
nalen Finanzmärkte wäre es wichtig, diese 
Richtlinien mit anderen regionalen und na-
tionalen Richtlinien abzustimmen.
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ENTWICKLUNGSFINANZIERUNG

Lokale Lieferketten und digitale 
Angebote ausbauen

Die Corona-Pandemie beeinträchtigt die 
wirtschaftliche Lage in vielen Entwicklungs-
ländern erheblich. Umso wichtiger ist es, 
eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
in den Ländern Afrikas, Asiens und Latein-
amerikas weiter zu unterstützen. Entwick-
lungsfinanzierer wie die DEG sind dabei 
besonders gefordert.

Von Monika Beck

Die DEG, ein Tochterunternehmen der KfW 
Bankengruppe, finanziert und berät pri-
vate Unternehmen in Entwicklungs- und 
Schwellenländern. Dabei steht sie in engem 
Dialog mit ihren Kunden und Partnern, um 
passende Lösungen für deren jeweilige Si-
tuation und Herausforderung zu finden. 
Zur Messung der Entwicklungswirkung der 
mitfinanzierten Vorhaben hat die DEG das 
Development Effectiveness Rating (DERa) 
entwickelt. Als Kriterien für nachhaltige 
Entwicklung werden für jedes Unterneh-
men quantitative und qualitative Indikato-
ren erhoben. Diese sind:

●● gute und faire Beschäftigung,
●● lokales Einkommen,
●● Entwicklung von Märkten und Sekto-

ren,
●● umweltverträgliches Wirtschaften 

und
●● Nutzen für lokale Gemeinden.

Die DEG analysiert jährlich, wie jedes 
ihrer Unternehmen in diesen Kriterien ab-
schneidet und kann anhand der Daten die 
Dynamik der Entwicklung und den Fort-
schritt abbilden. So kann der Finanzierer 
Entwicklungen über die Jahre sichtbar ma-
chen und mit seinen Kunden gezielt an den 
Nachhaltigkeitskriterien arbeiten (siehe In-
terview mit Christiane Rudolph im Monitor 
des E+Z/D+C e-Papers 2020/09).

Aktuell im besonders schwierigen 
Umfeld arbeitet die DEG daran, die Unter-
nehmen weiter zu unterstützen und mit 
eigens entwickelten Maßnahmen die Covid-
19-Folgen abzumildern. Gefördert werden 

diese auch vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ). Es gibt zum Beispiel Programme 
im Bereich Gesundheit und für Lohnfortzah-
lung, etwa in der Textilbranche in Bangla-
desch oder in Tunesien. Die DEG bietet auch 
Liquiditätsunterstützung an, mit der das Un-
ternehmen in der Lage ist, Lohnfortzahlung 
zu leisten oder Ähnliches abzufedern.

Unabhängig von Corona sind Finan-
zierungsangebote für das produzieren-
de Gewerbe ein wichtiger Ansatz. Lokale 
Wertschöpfungs- und Lieferketten müssen 
weiter ausgebaut werden. Im Dienstleis-
tungsbereich kommt dem Lebensmittelein-

zelhandel eine besondere Bedeutung zu. So 
ist etwa die kenianische Supermarktkette 
Naivas mit mehr als 60 Filialen und rund 
6000 Angestellten ein wichtiger Auftrag-
geber für Zulieferer: Mehr als 90 Prozent 
ihrer Waren kommen von lokalen und regi-
onalen Lieferanten. Die DEG beteiligte sich 
im April 2020 an dem Unternehmen, um 
die Erweiterung der stationären Läden und 
Online-Angebote sowie den Ausbau lokaler 
Lieferketten zu ermöglichen. Im Zuge der 
Expansion will Naivas zahlreiche Arbeits-
plätze schaffen.

Aktuell besonders wichtig ist auch 
die Finanzierung und Begleitung von in-
novativen Unternehmen, die sich für den 
Ausbau neuer Technologien und vor allem 
für digitale Vernetzung engagieren. Diese 
Branchen waren schon in den vergangenen 
10 bis 15 Jahren in Asien und Afrika Treiber 
für Entwicklung: Einige Entwicklungslän-
der haben bereits in den Ausbau ihrer Infra-
struktur investiert, vor allem in Breitband-
netze und Telekommunikation, aber auch 
in den Energiesektor.
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Der regionale Onlineshop Copia in Kenia liefert den Endkunden ihre Produkte in bereits 

bestehende Kioske wie hier im Umland Nairobis. 
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Digitale Finanzdienstleistungen sind 
in Entwicklungs- und Schwellenländern 
gefragt, weil die wenigsten Menschen dort 
ein klassisches Bankkonto oder anderwei-
tig Zugang zu Bankdienstleistungen haben. 
Mit Hilfe digitaler Technologien entstehen 
seit über einem Jahrzehnt neue Geschäfts-
modelle, zum Beispiel „Mobile Money“, 
also das Abwickeln von Bankgeschäften 
per Handy. Mit anderen Digital-Finance-
Produkten, etwa für Kredite, können Nutzer 
per Handy alle Schritte vom Kreditangebot 
über den Genehmigungsprozess bis zur 
Rückzahlung in digitaler Form abwickeln. 
Fintech-Unternehmen, wie das von der DEG 
finanzierte indische LivFin, erreichen auch 
Einzelunternehmer, die bislang keinen Zu-
gang zu Finanzdienstleistungen hatten oder 
auf Geldverleiher angewiesen waren, die oft 
sehr hohe Zinsen verlangen.

Auch digitalisierte Gesundheitsan-
gebote sind gefragt. So ist zum Beispiel die 
frühe Information von Patienten mit Ver-
dacht auf eine Corona-Infektion gerade in 
Entwicklungsländern wichtig, da diese nur 

sehr wenige Intensivbetten haben. Penda 
Health, einer der größten privaten Gesund-
heitsdienstleister Kenias, setzt deshalb auf 
seine starke Präsenz in den sozialen Medi-
en. Das Unternehmen informiert dort sowie 
mittels Callcentern verstärkt über Corona 
und Präventionsmaßnahmen, um mög-
lichst viele Menschen zu erreichen und die 
Patientenzahlen in den medizinischen Ver-
sorgungszentren besser zu steuern.

Ein weiteres Geschäftsfeld für digitale 
Vernetzung ist die Versorgung mit Konsum-
gütern auch auf dem Land. Mit vernetzten 
Bestell- und Transportsystemen in Handel 
und Logistik können Händler Vertriebskos-
ten reduzieren und Bauern wie auch andere 
Produzenten ihre Absatzmärkte erweitern. 
Regionale Onlineshops wie Copia in Kenia 
liefern Endkunden ihre Produkte in bereits 
bestehende Kioske und lösen so das „Last 
Mile“-Problem auch in ländlichen Regio-
nen ohne klassische Postzustellung (siehe 
Interview mit Sophia Waweru im Schwer-
punkt des E+Z/D+C e-Papers 2019/09). Wie 
wichtig der digitale Handel ist, zeigt sich 

gerade jetzt in Zeiten der Corona-Pandemie, 
in denen etwa Copia seine Umsätze deutlich 
steigern konnte.

Industrieländer, die nicht zu den  
„Early Adopters“ zählen, könnten sich we-
niger entwickelte Länder wie Kenia, Tan-
sania, Indien oder Indonesien zum Vorbild 
nehmen, in denen digitale und vernetzte 
Kommunikationsmittel oft schnell in be-
triebliche Prozesse eingebunden und be-
reits mit Selbstverständlichkeit genutzt 
werden. In Entwicklungsländern wiederum 
könnten europäische Investoren Themen 
wie Daten- und IT-Sicherheit, Verbraucher-
schutz oder Schutz des geistigen Eigentums 
stärker voranbringen. Ein verstärkter Aus-
tausch würde somit zu noch besseren Lö-
sungen führen.

MONIKA BECK 

ist Mitglied der Geschäftsfüh-

rung der DEG – Deutsche 

Investitions- und Entwick-

lungsgesellschaft mbH. 

presse@deginvest.de

Titelseite.indd   1 17.09.2020   12:23:10

 

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 61  
09-10/2020

WWW.DANDC.EU

RAPHAEL MWENINGUWE:                           
HILFE PER DROHNE IM SÜDLICHEN AFRIKA

DERRICK SILIMINA:                                  
PANDEMIE BELASTET INFORMELLE FIRMEN 

SYED MUHAMMAD ABUBAKAR:                          
PAKISTANS MANGO-BAUERN LEIDEN WEGEN 
COVID-19 

HENNING MELBER:                                 
NAMIBIA BRAUCHT LANDREFORM  

GILDANELIZ BARRIENTOS: 
MUSEUM IN GUATEMALA THEMATISIERT      
GENOZIDALE VERGANGENHEIT 

MONA NAGGAR: 
LIBANON BRAUCHT WANDEL  

Was Entwicklung 
bedeutet

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 60  
07–08/2019

WWW.DANDC.EU

SDG-FINANZIERUNG
BELAY BEGASHAW                                  
DRINGENDER HANDLUNGSBEDARF

STEPHAN KLINGEBIEL                               
JENSEITS DER ETABLIERTEN ODA

DEREJE ALEMAYEHU                               
AFRIKANISCHE STEUEREINNAHMEN 

HOMI KHARAS                                        
GESCHÄFTSCHANCEN DANK SDGS  

LIANE SCHALATEK                                            
RECHENSCHAFTSPFLICHT IN DER              
KLIMAFINANZIERUNG SICHERSTELLEN  

Seelische 
Gesundheit

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 60  
11–12/2019

WWW.DANDC.EU

GLAUBE UND POLITIK 
CARLOS ALBUQUERQUE                                
WIE BOLSONARO MIT IDENTITÄTEN SPIELT

SAMIR ABI                                               
PLURALISMUS SICHERT FRIEDEN 

BERTHOLD WEIG                                       
SDGS PASSEN ZU RELIGIÖSEN WERTEN

ULRICH NITSCHKE                                     
AMBIVALENZ DER RELIGIONEN   

MAYSAM BEHRAVESH                                   
GEGENLÄUFIGE FUNDAMENTALISMEN       
IN IRAN UND SAUDI-ARABIEN  

Agrarwandel

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 59  
03–04/2019

WWW.DANDC.EU

HANDELSPOLITIK
IWAN J. AZIS 
AKTUELLE WIRREN DES WELTHANDELS 

MWANDA PHIRI UND KACANA SIPANGULE 
GANZ AFRIKA ALS FREIHANDELSZONE

CHRISTIANE LAIBACH 
AUSSENHANDEL TREIBT ENTWICKLUNG AN

MAYSAM BEHRAVESH  
WIRTSCHAFTSSANKTIONEN GEGEN DEN IRAN 

PRAVEEN JHA 
INDISCHER AUSSENHANDEL IM WANDEL 

Globale 
Umweltkrise

E+Z
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 59
11–12/2018

WWW.DANDC.EU

CHANCEN- 
UNGLEICHHEIT
MONA NAGGAR                                        
ANGST VOR ABSTIEG IM LIBANON 

FRANK BLISS                                         
GESUNDHEITSVERSORGUNG AUCH FÜR DIE 
ÄRMSTEN KAMBODSCHANER

MARKUS LOEWE                                     
SOZIALE SICHERUNG IST GRUNDLAGE FÜR 
ENTWICKLUNG, NICHT DEREN LOHN 

FRANK MASANTA JR.                                
KAMPF FÜR WANDEL IN SAMBIA 

Technologie  
und Arbeit

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 61  
01–02/2020

WWW.DANDC.EU

VERKEHRS­
INFRASTRUKTUR
MAXWELL SUUK                                     
WAS TAMALE PROSPERIEREN LIESSE

ALPHONCE SHIUNDU                                
EISENBAHN INS NIRGENDWO

NICHOLAS HOLLMANN                             
SICHERHEIT FÜR FUSSGÄNGER 

MONA NAGGAR                                               
DAUERHAFTE PROVISORIEN IN           
FLÜCHTLINGSLAGERN

Weshalb die Welt  
die EU braucht

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 60  
05–06/2019

WWW.DANDC.EU

PRIVATE BILDUNG
MARIANO LAPLANE 
BRASILIENS LANGER WEG ZU 
CHANCENGERECHTIGKEIT

SIVALI RANAWANA 
PRIVATE HOCHSCHULEN IN SRI LANKA

ALPHONCE SHIUNDU 
WESHALB ARME KENIANER FREIWILLIG  
SCHULGEBÜHREN ZAHLEN

VERENA STAMM 
BURUNDIS STAATSSCHULEN VERSAGEN

Weltproblem 
Flucht

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 60  
09–10/2019

WWW.DANDC.EU

GESCHLECHT UND    
SOZIALISATION 
FRANK MASANTA 
ALPHABETISIERUNG MACHT STARK

JUDY THUO 
BERUFSBILDUNG IST WICHTIG 

ADITI ROY GHATAK 
UNVERZICHTBARE SEX-AUFKLÄRUNG

HENRY CERVANTES UND BRITTA WIEMERS   
GEWALTPRÄVENTION IN BOLIVIEN

Digitale Zukunft

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 60  
01–02/2019

WWW.DANDC.EU

DROGENPOLITIK
VIRGINIA MERCADO                                                      
MEXIKO BRAUCHT EINEN NEUANFANG

SEBASTIÁN ARTIGAS                               
LEGALES CANNABIS IN URUGUAY             

STEVE ROLLES                                               
REGULIERUNG STATT PROHIBITION                         

JANET KURSAWE                                                  
AFGHANISTAN ALS NARCO-STAAT                 

ASSANE DIAGNE                                       
DER HOHE PREIS UNREGULIERTER       
PHARMA-MÄRKTE IN AFRIKA

Rechtsstaat

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 59  
03–04/2018

WWW.DANDC.EU

CHRONISCHE   
LEIDEN
ALEJANDRO CALVILLO 
MEXIKOS DIABETES-EPIDEMIE

HEDWIG DIEKWISCH 
ARBEITSTEILUNG FÜR GLOBALES HANDELN

KARIM OKANLA 
KREBSPATIENTEN IN BENIN

ZAFRULLAH CHOWDHURY 
DIALYSE MUSS ERSCHWINGLICH SEIN

Militär           
und Politik

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 61  
2020/07–08

WWW.DANDC.EU

DARLEEN SEDA:                                        
AFGHANISTAN UND DIE INTERNATIONALE 
STRAFGERICHTSBARKEIT 

HANS-JOCHEN LUHMANN:                                  
DOPPELANSATZ ZUR CO2-BEPREISUNG 

BELAY BEGASHAW:                                  
CORONAKRISE MACHT ENTWICKLUNGS-
ERFOLGE ZUNICHTE

JAMES SHIKWATI:                                   
COVID-19 ALS DREIFACHES PROBLEM

JOHANNES BERLINER:                                    
FORSTSCHUTZ DURCH REDD+ 

MAHWISH GUL:                                      
GENDERGERECHTIGKEIT IN PAKISTAN        

Wasserversorgung 
in der Klimakrise

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 59  
09–10/2018

www.DANDC.EU

Lehren aus  
struktur­
anpassungen 
iwan J. azis                                            
wie soziale ungleichheit schadet 

Jürgen zattler                                     
effektiver multilateralismus

Jorge saborido / carlos albuquerque                              
2002: divergierende erfahrungen in 
argentinien und brasilien

Entwicklungserfolge

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 61  
2020/05–06

WWW.DANDC.EU

NICOLAS ZUËL 
ENGAGEMENT FÜR EBENHOLZ-WÄLDER      
IN MAURITIUS  

KARIM OKANLA 
COVID-19: AFRIKA BRAUCHT DIE WHO 

KATHRIN BERENSMANN                             
COVID-19: SCHULDENERLASS NÖTIG

GLORIA LAKER ACIRO ADIIKI                                      
UGANDER OHNE STROMANSCHLUSS        
VERWENDEN BIOMASSE

JAKKIE CILLIERS                                     
AFRIKAS ENERGIEWENDE

NAWID PAIGHAM                                      
AFGHANISTANS DÜSTERE AUSSICHTEN 

Demografische  
Trends

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 59  
07–08/2018

www.DANDC.EU

Klimawandel
Chinedu Moghalu                                       
die versiCherungsstrategie der 
afriCan risk CapaCity                  

eriC reynolds                                                                                                                                         
rauMluftversChMutzung und  
Co2-eMissionen verringern

hans-JoChen luhMann                                                                                                                                         
der Weltbank-ansatz für Co2- 
sChattenpreise ist zu zaghaft 

raissa robles                                                                                                                                 
paradigMenWeChsel bei katastrophen-
sChutz auf den philippinen 

Nothilfe

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 61  
03–04/2020

WWW.DANDC.EU

ARBEIT UND  
INNOVATION
ELY MANEL FAYE 
TECHNOLOGIE-PARKS IN WESTAFRIKA

SALAMARTU STEPHANIE DUNCAN UND 
MICHAEL KONOW 
WAS LIBERIAS ARBEITGEBER FORDERN

CHRISTIANE LAIBACH 
GRUNDLAGEN FÜR MEHR JOBS

KURIAN MATHEW 
UMWELTFREUNDLICHE PRODUKTE FÜR 
INDISCHE VERBRAUCHER

Armut und 
Krankheit

E+Z 
ENTWICKLUNG UND ZUSAMMENARBEIT

2,20 Euro
Jg. 59  
05–06/2018

WWW.DANDC.EU

GEFÄHRLICHE 
 DESINFORMATION
ALPHONCE SHIUNDU 
AFRIKANISCHE FAKTENPRÜFER

BENJAMIN GAUL 
ERST DENKEN, DANN TEILEN

PATRICK SCHLERETH 
FACEBOOK ODER FAKEBOOK?

ARFA KHANUM SHERWANI 
INDIENS HINDUTVA TROLLS

Prägende Jahre

GRATIS- 
Abonnements

Wir aktualisieren unsere Vertriebsliste. 
Bildungseinrichtungen, zivilgesellschaftliche Initiativen 

und anderweitige Institutionen mit Bezug zur 
internationalen Entwicklungspolitik können derzeit die 

Druckausgaben von E+Z gratis abonnieren. Das gilt 
ebenso für Individuen, die beruflich oder ehrenamtlich in 

diesem Bereich arbeiten. Das Abo kann auf unserer 
Website bestellt werden: 

www.dandc.eu/de/ez-abonnement

Die Hefte enthalten nicht alles, was wir auf der Website 
(www.dandc.eu) veröffentlichen. Sie dokumentieren 

dauerhaft wichtige Aspekte der internationalen 
Entwicklungsdebatte. 

https://www.dandc.eu/de/article/ein-innovativer-online-haendler-erleichtert-benachteiligten-gemeinschaften-kenia-das-leben
https://www.dandc.eu/de/article/ein-innovativer-online-haendler-erleichtert-benachteiligten-gemeinschaften-kenia-das-leben
https://www.dandc.eu/de/article/ein-innovativer-online-haendler-erleichtert-benachteiligten-gemeinschaften-kenia-das-leben
https://www.dandc.eu/de/contributors/monika-beck
https://www.dandc.eu/de/contributors/monika-beck
https://www.dandc.eu/de/contributors/monika-beck
https://www.dandc.eu/de/contributors/monika-beck
https://www.dandc.eu/de/contributors/monika-beck
https://www.dandc.eu/de/ez-abonnement?utm_source=magazine&utm_medium=qr&utm_campaign=2020


E+Z  e-Paper  Oktober 2020� 24

NACHHALTIGKEIT UND FINANZWESEN

STAATSSCHULDEN

Zeit gewonnen

Argentinien ist der Zahlungsunfähigkeit, die 
wegen seiner massiven Auslandsschulden  
drohte, entgangen. Dennoch ist eine nach-
haltige Lösung der anhaltenden Schulden-
probleme noch immer nicht in Sicht.

Von José Siaba Serrate

Ende August erzielte Argentinien eine Ver-
einbarung mit privaten Gläubigern, die 
Schulden von 65 Milliarden Dollar fast ganz 
umzustrukturieren. Folglich ist das Land 
nun nicht zahlungsunfähig, und Präsident 
Alberto Fernández von den Peronisten, ei-
ner Mitte-Links-Partei, kann nun die Wirt-
schaft reformieren.

Das hatte schon sein Mitte-Rechts-
Vorgänger Mauricio Macri versucht; sein 
orthodoxer Ansatz scheiterte jedoch. Die 
Liste der argentinischen Finanzkrisen ist 
lang und scheint endlos (siehe Jorge Sabo-
rido im Schwerpunkt des E+Z/D+C e-Papers 
2018/08). Um den Teufelskreis von Kredit-
aufnahme, Zahlungsausfällen und Um-
schuldung zu durchbrechen, muss Argenti-
nien seine Wirtschaft grundlegend ändern.

Im August einigten sich private 
Gläubiger wie die globalen Vermögens-
verwalter BlackRock und Fidelity darauf, 
in den nächsten vier Jahren anstehende 
Fälligkeiten auf argentinische Staatsan-
leihen zu verlängern und dabei niedri-
gere Zinsen zu akzeptieren. Der Durch-
schnittszins sank von sieben Prozent auf 
rund drei Prozent. Das von Wirtschaftsmi-
nister Martín Guzmán ausgehandelte Ab-
kommen entspricht wegen der niedrige-
ren Zinsen bis 2030 einem Schuldenerlass 
von 38 Milliarden Dollar. Interessanter-
weise forderten die Gläubiger weder eine 
vorherige Einigung Argentiniens mit dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF) 
noch eine genaue Prüfung der argentini-
schen Konten.

Noch beachtlicher ist, dass private 
Gläubiger nicht auf spezifischen Reformen 
bestanden, um Argentinien zu nachhalti-
gem Wachstum zu führen. Sie akzeptier-
ten vielmehr recht allgemeine Leitlinien. 
Argentinien ist weder klare politische Ver-
pflichtungen eingegangen, noch wurden 
spezifische Ziele definiert.

Der Financial Times sagte Fernández, 
er glaube nicht an feste Zielvorgaben und 
Pläne. Minister Guzmán präsentierte in den 
Verhandlungen die „Debt Sustainability 
Guidelines”, ein Dokument, das auf Wirt-
schaftsprognosen basiert, die wegen Corona 
schon jetzt unrealistisch sind.

Die Gespräche thematisierten die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pande-
mie gar nicht. Die Unterhändler beider Sei-
ten betrachteten diese als vorübergehenden 
Einkommensschock ohne Langzeitfolgen. 
In den Verhandlungen erhöhte Argentinien 
immer wieder den Betrag, den es zur Rück-
zahlung anbot, bis er schließlich für die An-
leihegläubiger akzeptabel war. Zahlen kann 
das Land aber nur, wenn die Wirtschaft sich 
erholt, was die Pandemie erschwert.

Waren die Gläubiger ungewöhnlich 
großzügig? Dagegen spricht, dass die neu-
en, realistischeren Konditionen Argentinien 
bessere Chancen geben, seine Schulden zu 
bedienen. Die Gläubiger hoffen, das Abkom-
men werde die Anleihekurse Argentiniens 
in die Höhe treiben – wovon sie profitieren 
würden.

Argentinien wird nun versuchen, die 
Schulden in Höhe von 45 Milliarden Dollar, 
die es seinem größten Einzelgläubiger IWF 
schuldet, zu refinanzieren. Die Gespräche 
werden voraussichtlich sechs Monate dau-
ern und sich auf Darlehen mit Fälligkeiten 
zwischen 2021 und 2024 konzentrieren. Fo
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Der private Schuldendeal hat Argenti-
nien vor einer Liquiditätskrise gerettet. Mit 
dem IWF wird das schwieriger werden. Das 
Land wird nachweisen müssen, dass es sei-
nen Verpflichtungen künftig nachkommen 
kann. Dafür muss es glaubwürdige Wirt-
schaftsdaten ansetzen und einen soliden 
Plan für den Aufschwung vorlegen. Dem 
IWF muss Argentinien beweisen, dass es die 
gewonnene Zeit klug nutzen wird.

DER STAGFLATION ENTGEHEN

Der Wiederaufbau ist eine Riesenaufgabe, 
denn die Wirtschaft liegt am Boden. Das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) wird 2020 nur 
etwa so hoch sein wie 2008. Das Pro-Kopf-
BIP ist um mehr als 12 Prozent geschrumpft. 
Die Inflation liegt trotz Preiskontrollen bei 
etwa 40 Prozent. Covid-19 hat die Privat-
wirtschaft zerstört, höhere Staatsausgaben 
(und Haushaltsdefizite) nötig gemacht und 
die Armutsquote von 35,5 Prozent auf bis zu 
geschätzten 45 Prozent erhöht.

Argentiniens Volkswirtschaft ist re-
lativ geschlossen, mit pandemiebedingt 
minimalen Importen. Die Devisenreserven 
schwinden schnell, obwohl die Regierung 
Maßnahmen gegen Kapitalflucht ergriffen 
und das Umstrukturierungsabkommen ab-
geschlossen hat. Der inoffizielle Wechsel-
kurs schwankt frei und weicht um 70 bis 
80 Prozent vom offiziellen Wechselkurs ab, 
der in einer gewissen Bandbreite an den Dol-
lar gebunden ist. Es ist mit weiteren Abwer-
tungen zu rechnen, was die Inflation weiter 
antreiben wird. Die Regierung weiß, dass 
sie etwas ändern muss, um ausländisches 
Kapital anzulocken. Sonst kann sie die stag
nierende Wirtschaft nicht wieder in Gang 
bringen. Das zeigt unter anderem die hohe 
Risikoprämie auf neue argentinische Staats-
anleihen: Ihr Zinssatz liegt 10 Prozentpunk-
te über dem von US-Staatsanleihen. Bei den 
bevorstehenden Verhandlungen mit dem 
IWF wird Argentinien einen glaubwürdigen 
Plan zur Bekämpfung der Stagflation vorle-
gen müssen. Stagflation bedeutet, dass eine 
Volkswirtschaft gleichzeitig hohe Inflation, 
hohe Arbeitslosigkeit und kein Wachstum 
erfährt.

Bislang verspricht Argentinien, das 
Wachstum durch Ausbau der Exportwirt-
schaft anzukurbeln. Wegen der Rezession 
und nach Wechselkursabwertungen, die Im-
porte verteuern, hat das Land allerdings der-
zeit tatsächlich einen Handelsüberschuss 

von 18 Milliarden Dollar. Leider untergräbt 
die Regierung mit hohen Exportsteuern auf 
Agrarprodukte ihre eigene Strategie. Die 
Landwirtschaft ist Argentiniens stärkste 
Branche. Ein Sojabohnenproduzent zahlt 
33 Prozent Steuern auf Exporte; für nachhal-
tiges Wachstum braucht es andere Ansätze.

Notwendig ist auch eine Verschlan-
kung des öffentlichen Dienstes. Als die 
Rohstoffpreise nach der Jahrtausendwende 
boomten, und selbst danach, wurde dieser 
Sektor maßlos aufgebläht. Seit Januar 2012 
sank die Zahl der in der Privatwirtschaft Be-
schäftigten um 3,9 Prozent, im öffentlichen 
Sektor aber stieg sie um fast 25,9 Prozent. 
Das belastet die Wirtschaft. Auch muss der 
Staatshaushalt besser austariert werden. 
Die Regierung plant für 2021 ein Primärde-
fizit (Haushaltsdefizit ohne Zinszahlungen) 
von 4,5 Prozent der Wirtschaftsleistung. 
Das ist weit mehr als die von privaten Gläu-
bigern prognostizierten 0,5 bis 0,9 Prozent. 
Um Schulden abzubauen, sind aber Primär-
überschüsse nötig.

POLITISCHE HERAUSFORDERUNGEN

Argentinien hat ein paar Stärken zu Beginn 
des Reformprozesses. Berücksichtigt man 
argentinische Investitionen im Ausland, 
so ist das Land ein globaler Nettogläubiger 
mit einem Finanzvermögen von 121 Milli-
arden Dollar (Stand März 2020). Im März 
2020 übertrafen argentinische Privatinves-
titionen im Ausland den Wert, den das Land 
ausländischen Gläubigern schuldet, um 
57 Prozent.

Die Risikoprämie für Argentiniens 
Staatsschulden ist hoch, aber Privatfirmen 
bekommen erschwingliche Kredite. Die Kre-
ditgeber schätzen, dass die meisten Gläubi-
ger ihre Schulden pünktlich bedienen. Es 
gibt erfolgreiche Unternehmer: Argentinien 
ist Heimat des dynamischsten und wert-

vollsten Unternehmens Lateinamerikas, 
des e-Commerce-Giganten Mercado Libre. 
Nach dem Regierungswechsel im vergange-
nen Jahr zog sein Gründer, Marcos Galpe-
rin, allerdings nach Uruguay.

Andererseits erschwert Argentini-
ens politische Polarisierung Reformen. Als 
Vorwahlen im August 2019 zeigten, dass 
Fernández die Präsidentschaftswahlen im 
Oktober gewinnen würde, wurde Argentini-
ens ohnehin schwierige Schuldensituation 
auf einen Schlag untragbar. Der Peso verlor 
ein Drittel seines Wertes und börsennotierte 
Unternehmen die Hälfte ihrer Marktkapita-
lisierung. Die Risikoprämie auf argentini-
sche Anleihen an den Finanzmärkten stieg 
von 8 auf 14 Prozent.

Die Regierung unterhöhlt leider im-
mer wieder das Vertrauen von Investoren 
und Kreditgebern. Ein Beispiel war der ge-
scheiterte Versuch, den bankrotten Soja-
Verarbeiter Vincentin zu übernehmen. Ein 
weiteres war die Einstufung mehrerer Tele-
kommunikationsunternehmen als öffentli-
che Versorger, um Tarife zu regulieren. Die 
Regierung versucht zudem, neue Richter 
und Staatsanwälte zu ernennen und Richter 
abzusetzen, die sich mit Korruptionsfällen 
befassen, in die Vizepräsidentin Cristina 
Fernández de Kirchner involviert ist. Sie 
ist die ehemalige peronistische Präsidentin 
und mit Alberto Fernández nicht verwandt.

Solches Taktieren sorgt für Spannun-
gen zu einer Zeit, in der eine gemeinsame 
Strategie gefragt ist. Damit investiert wird, 
muss Argentinien im In- und Ausland Ver-
trauen gewinnen. Die Regierung darf weder 
Wähler noch Investoren durch schlechte 
Amtsführung wie etwa Manipulationsver-
suche in der Justiz irritieren.

Die Volkswirtschaft muss aus eigener 
Kraft und mit geordnetem Staatshaushalt 
wieder wachsen. Opfer sind nötig, werden 
aber nicht reichen. Vertrauen schaffen Re-
gierungen mit klaren Plänen und stimmi-
gen Visionen. Dass es daran mangelt, ist 
Argentiniens eigentliches Problem.
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Am Steuer

Afrikanische Regierungen stehen vor schwe-
ren Aufgaben: Sie müssen die Produktivität 
ihrer Volkswirtschaften steigern, sie auf 
Nachhaltigkeit ausrichten und zugleich die 
Staatsfinanzen stabil halten. Dereje 
Alemayehu von der Global Alliance for Tax 
Justice sagt, sie bräuchten umfassende Ent-
wicklungsstrategien, und ein günstiges inter-
nationales Umfeld könne helfen.

Dereje Alemayehu im Interview mit Hans 
Dembowski

Privatinvestitionen können ökologische, 
soziale und politische Schäden anrich-
ten. Manche Investoren achten darauf, das 
zu verhindern. Gebräuchlich ist dafür das 
Kürzel ESG-Investment – es steht für “en-
vironmental, social and governance-related 
imapcts”. Reicht das oder muss mehr ge-
schehen?

Freiwilliges Handeln ist gut und kann 
innovative Optionen testen. Für gesell-
schaftlichen Wandel reicht das aber nicht. 
Wenn wir die Geschichte betrachten, se-
hen wir, dass verbindliche Regeln nötig 
waren, um den Achtstundentag einzufüh-
ren oder die Kinderarbeit abzuschaffen. 
Klare Regel und Sanktionen sind unver-
zichtbar.

Sind die politischen Systeme von Entwick-
lungsländern stark genug, um entsprechen-
de Gesetze zu erlassen und durchzusetzen?
Es kann und sollte viel geschehen. Es geht 
nicht einfach um eine technokratische oder 
bürokratische Aufgabe. Die Umsetzung er-
fordert viel politischen Willen. Regierungen 
sollten Zivilgesellschaft und Privatsektor in 
die Entscheidung einbeziehen, um Rechen-
schaftspflichten zu schaffen. Nötig sind kla-
re und durchsetzbare Regeln. Wenn derlei 

mit den betroffenen Partnern ausgehandelt 
wird, gelingt das eher. Mit dem nötigen po-
litischen Willen kann eine Regierung viel 
erreichen.

Sind internationale Standards nötig?
Sie sind sicherlich nützlich, müssen aber 
dem jeweiligen nationalen Kontext ange-
passt werden. Nationale Behörden sind ent-
scheidend.

Wie sieht es mit dem informellen Sektor 
aus? Subsistenzlandwirtschaft und Klein-
gewerbe leiden sicherlich oft unter der Be-
triebstätigkeit großer Unternehmen, ohne 
dass es überhaupt systematisch wahrge-
nommen wird.
Die entscheidende Frage ist, ob eine Regie-
rung eine gut konzipierte nationale Ent-
wicklungsstrategie verfolgt. Solch eine Stra-
tegie muss den informellen Sektor sowohl 
mit stärkeren Branchen verbinden als auch 
Schritte enthalten, die seine Produktivität 
steigern. Meist bedeutet das Formalisie-
rung. Ohne solch eine Strategie gibt es kei-
nen Erfolg.

Was bedeutet die Covid-19-Pandemie für 
die Nachhaltigkeit von Staatsfinanzen in 
Entwicklungsländern?
Die von der Pandemie ausgelöste Wirt-
schaftskrise ist doppelt problematisch. 
Einerseits reduziert sie die Staatseinnah-
men, andererseits macht sie höhere Staats-
ausgaben notwendig. Höhere Schulden sind 
in diesem Szenario nicht die beste Lösung. 
Regierungen sollten prüfen, welche Steuer-
und sonstigen Subventionen unnötig sind. 
Je mehr sie davon streichen, desto größer 
wird ihr fiskalischer Spielraum. Sie müssen 
jetzt alles tun, um illegitime Geldströme 
einzudämmen. Das gilt für die Regierung 
von Entwicklungsländern ebenso wie von 
Industrieländern. Wir dürfen nie vergessen, 
dass Geldwäsche in reichen Finanzzent-
ren Probleme in Entwicklungsländern ver-
schärft. Immense Summen fließen wegen 
Korruption, Steuerhinterziehung, Verbre-
chen und illegitimen Handelns aus Niedri-
geinkommen-Ländern ab. Wichtig ist auch, 
dass manche Unternehmen von der Krise 
profitieren, und zwar besonders Internet
giganten wie Amazon und Facebook. Deren 
Sondergewinne müssen besteuert werden. 
Es gilt nun, nicht auf höhere Schulden 
zu setzen sondern auf die Steigerung der 
Staatseinnahmen. Fo
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Ist es wichtig, ob sich ein Land in seiner 
eigenen oder in einer fremden Währung ver-
schuldet?
Ja, und Entwicklungsländer sind fast im-
mer in einer Fremdwährung, typischerwei-
se dem Dollar, verschuldet. Preisschwan-
kungen von Rohstoffen auf dem Weltmarkt 
können plötzlich zu geringeren Devisenein-
nahmen führen, in denen aber die Schulden 
bedient werden. Außerdem gibt es heftige 
Wechselkursrisiken. Die Schuldenlast wird 
schnell untragbar, wenn der Kurs der eige-
nen Währung sinkt.

Wenn Geberregierungen fiskalische Stabi-
lität in Entwicklungsländern unterstützen 
wollen, sollten Sie also Kredite in deren 
Währungen vergeben und ESG-Standards 
verbindlich machen. Ist das richtig?
Das wäre jedenfalls schön. Aus meiner 
Sicht ist am wichtigsten, den Schulden-
dienst immer von der Leistungsfähigkeit 
der Entwicklungsländer abhängig zu ma-
chen. Eine Obergrenze in Höhe von zehn 
Prozent der Exporterlöse wäre beispiels-
weise sinnvoll. So würde verhindert, dass 
Überschuldung Volkswirtschaften erdros-
selt. Eine Regierung im Schuldenstress 
wird sich immer schwertun, die Kredite 

neu zu verhandeln und umzustruktu-
rieren. Besonders private Geldgeber ha-
ben daran gar kein Interesse. Die Lage 
wäre besser, wenn wir ein internationales 
Rechtssystem für Staatsbankrott hätten. 
Jede Volkswirtschaft hat für Privatunter-
nehmen solche Regeln, denn sie sind nö-
tig, damit die Zahlungsunfähigkeit einzel-
ner Firmen nicht viele andere mit in den 
Abgrund reißt. Es ist absurd, dass es so et-
was für Staaten nicht gibt. Geberregierun-
gen lehnen solche Konzepte bislang ab. Im 
Sinne der globalen Finanzstabilität sollten 
sie ihre Haltung ändern.

Internationale Finanzinstitutionen wie die 
Weltbank haben ESG-Standards. Hilft das?
Wie ich schon sagte, sind nur rechtlich bin-
dende und durchsetzbare Standards wirk-
lich wirksam. Wo Institutionen schwach 
sind, wird Fehlverhalten nicht bestraft. 
Letztlich müssen die Behörden von Ent-
wicklungsländern für Gesetzeseinhaltung 
sorgen. Die Regierungen müssen den Ehr-
geiz haben, dass zu schaffen.

In welchem Maß unterscheidet sich die Kre-
ditvergabe-Politik Chinas von der etablierter 
Geber?

Darauf gibt es keine pauschale Antwort. Es 
gibt auch wenig Transparenz. Einige afri-
kanische Länder haben hohe Schulden auf-
getürmt, aber wir wissen nicht um wie viel 
Geld es geht, welche Konditionen gelten 
und wie Restrukturierungsverhandlungen 
laufen. Wir wissen aber, dass China durch-
aus auf Forderungen der Partner eingeht. 
Manche afrikanische Länder akzeptieren, 
dass chinesische Firmen 1000 Mitarbei-
ter ins Land bringen, um Infrastruktur zu 
bauen. Andere tun das nicht. Einige be-
treiben jetzt zusammen mit chinesischen 
Partnern Berufsbildung, um Afrikaner für 
diese Arbeiten zu qualifizieren. Wenn eine 
nationale Regierung am Steuer sitzen will, 
kann sie das tun. Es ist nicht Chinas Auf-
gabe, Afrika zu entwickeln, das ist auch 
nicht die Aufgabe westlicher Geber. Es ist 
die Aufgabe afrikanischer Regierungen. 
Wichtig ist, dass Letztere eine klare und 
umfassende Entwicklungsstrategie verfol-
gen.
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Unterhöhlte SDG-Agenda

Bislang haben 42 Staaten von 
dem Moratorium der Schulden-
dienste, das die Gruppe der 20 
größten Volkswirtschaften (G20) 
beschlossen hat, Gebrauch ge-
macht. Wie die Financial Times 
Mitte September berichtete, 
geht die Weltbank davon aus, 
gemeinsam hätten sie etwa 
5,3 Milliarden Dollar einbehal-
ten, was etwa der Hälfte der er-
warteten Summe entspräche.

Weltbankpräsident Da-
vid Malpass äußerte sich ent-
täuscht darüber, dass private 
Geldgeber sich der G20-Initia-
tive nur sehr langsam anschlös-
sen. Er warnte, der Schulden-
dienst koste Staaten Geld, das 

diese dringend für Gesund-
heits- und Bildungswesen 
bräuchten. Er wolle ein weite-
res „verlorenes Jahrzehnt“ ver-
hindern.

In der Fachwelt steht 
dieser Begriff für die über-
schuldungsbedingte Stagna-
tion vieler afrikanischer und 
lateinamerikanischer Volks-
wirtschaften in den 1980er 
und 1990er Jahren. Beobachter 
warnten schon vor dem Co-
vid-19-Ausbruch vor erneuter 
Überschuldung. Die Krankheit 
belastet nun Staatshaushalte 
zusätzlich, weil Steuereinnah-
men ausfallen, während zusätz-
liche Ausgaben nötig werden.

Das G20-Schuldendienst-
moratorium hilft, aber es ver-
tagt Zahlungsprobleme nur. 
Nächstes Jahr muss wieder 
Geld an öffentliche Gläubiger 
fließen – oder vielleicht auch 
später, wenn das Moratorium 
noch mal verlängert wird, was 
generell erwartet wird.

Die Position der Geber-
regierungen und der multila-
teralen Finanzinstitutionen, in 
denen sie den Ausschlag geben, 
ist allerdings schwächer als 
früher. Das liegt an der enorm 
gestiegenen Kreditvergabe von 
Schwellenländern – insbeson-
dere China – aber auch privaten 
Gläubigern. Angesichts niedri-
ger Zinsen in reichen Ländern 
suchen letztere ertragreichere 
Anlagemöglichkeiten in Ent-
wicklungsländern.

Zivilgesellschaftliche 
Organisationen weisen darauf 
hin, dass Schuldenprobleme 
Regierungen vieler Länder 
daran hindern, in ausreichen-
dem Maß in die Erreichung 
der UN-Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (SDGs – Sustaina-
ble Development Goals) zu in-
vestieren. Manche fordern ein 
internationales Staatsinsolven-
zrecht, um Überschuldungs-
probleme systematisch zu lö-
sen (siehe Hans Dembowski im 
Monitor des E+Z/D+C e-Papers 
2020/03). Geberregierungen 
wollen das nicht – und auch 
Malpass spricht sich nicht dafür 
aus. Was Schuldendienste und 
SDG-Ausgaben angeht, klingt 
er aber mittlerweile ähnlich wie 
zivilgesellschaftliche Akteure. 
 � E+Z/D+C
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ENTWICKLUNGSKREDITE

Auf Schuldenqualität achten

Länder mit niedrigen Einkommen brauchen 
in der Covid-19-Pandemie Unterstützung. 
Die internationale Staatengemeinschaft 
reagiert bereits mit zusätzlichen Darlehen, 
der Aussetzung des Schuldendienstes und 
sogar dem Ruf nach Schuldenerlass. Geld ist 
aber keine Lösung. Entscheidungsträger 
müssen auf die Qualität von Schulden ach-
ten. Wenn aus früheren Schuldenerlassen 
keine Lehren gezogen und systemische 
Schwächen nicht behoben werden, werden 
Länder ihre Schuldenlast nicht tragen kön-
nen und in Armut stecken bleiben.

Von Leny van Oijen und Christian Penda 
Ekoka

Kürzlich noch war die Verschuldung von 
Ländern mit niedrigen Einkommen ein 
heißes Thema. Anfang 2020 stritten sich 
die Präsidenten von Weltbank und Afrika-
nischer Entwicklungsbank noch über die 
Rolle ihrer Institute angesichts der wach-
senden Schuldenlast in Afrika. Covid-19 hat 
die internationale Debatte aber komplett 
verändert. Internationale Finanzinstitutio-
nen und andere haben ihre Kreditvergabe 
gesteigert, um Ländern mit niedrigen Ein-
kommen in der Krise zu helfen.

Die Gruppe der 20 größten Volks-
wirtschaften (G20) zeigt sich wegen der 
Pandemie mit Blick auf Schulden großzü-
gig. Sie beschloss, den Schuldendienst der 
Niedrig-Einkommens-Länder ein Jahr lang 

auszusetzen. Diverse Spitzenpolitiker und 
Amtsträger haben sich für noch radikale-
re Schritte ausgesprochen. So empfahl der 
französische Präsident Emmanuel Macron 
im April 2020 umfangreiche Schuldener-
lasse. Später erklärte Weltbank-Präsident 
David Malpass, dies sei der einzige Weg, Ar-
mutsfallen zu vermeiden.

Wir sagen dagegen, dass die aktuel-
le Kreditschwemme Probleme verschärfen 
wird. Sicherlich ist wegen der ungewöhnli-
chen Pandemie internationale Solidarität 
geboten. Schwache Volkswirtschaften brau-
chen Geld und Hilfsmaterialien. Wir dürfen 
aber die ständig wachsenden Schuldenber-
ge von immer mehr Ländern nicht ignorie-
ren. Dass steigende Kreditvergabe funda-
mentale Probleme löst, ist ein Irrglaube.

Üblicherweise wird die Schuldensitu-
ation in Ländern mit niedrigen Einkommen 
mit quantitativen Daten wie etwa der Rela-
tion der Schulden zur Wirtschaftsleistung 
oder dem Exportvolumen analysiert. Zwei 
qualitative Indikatoren verdienen ebenso 
Beachtung:

●● die Schuldenwirksamkeit (in welchem 
Maß wird das erwünschte Ziel erreicht?) 
und

●● die Schuldeneffizienz (der Mehrwert 
pro geliehenem Dollar).

Wenn beide Indikatoren nur mittel-
mäßig ausfallen, wurden Mittel offensicht-
lich vergeudet. Sollten dabei kleptokrati-
sche Staatsapparate Geld veruntreut haben, 

trüge das zur Toxizität der Staatsschulden 
zusätzlich bei.

Derartige landesspezifische Daten 
existieren. Sie sind Teil der Kreditbericht-
erstattung – und sollten weitere Entschei-
dungen über Darlehen oder Schuldenerlass 
beeinflussen. Im Fall von klaren Fehlschlä-
gen oder offensichtlicher Veruntreuung ist 
pauschaler Schuldenerlass nämlich nicht 
hilfreich, sondern schädlich.

Viele Niedrig-Einkommens-Länder 
haben von früheren Schuldenerlassen pro-
fitiert. Zu nennen ist besonders die Heavily 
Indebted Poor Countries (HIPC) Initiative, 
die 1996 lanciert wurde. 37 Ländern (davon 
31 in Afrika) wurden Schulden ganz oder 
teilweise erlassen. Das Gesamtvolumen 
betrug 100 Milliarden Dollar. Im Gegenzug 
mussten die betroffenen Länder wirtschaft-
liche und soziale Strukturreformen durch-
führen. Verantwortungsvolles Schuldenma-
nagement sollte künftige Überschuldung 
verhindern.

Zwei Jahrzehnte später wissen wir, 
dass sich weder Kreditgeber noch Kredit-
nehmer daran gehalten haben. Pauschaler 
Schuldenerlass ändert aber nichts an den 
grundsätzlichen Problemen der betroffenen 
Länder. Folglich trägt er auch nicht dazu bei, 
Armut-und Schuldenfallen zu vermeiden.

Die eigentliche Aufgabe besteht darin, 
die Wertschöpfung voranzubringen, damit 
Volkswirtschaften wettbewerbsfähig, ro-
bust und sozial inklusiv werden. Geld allein 
reicht nicht. Es hat in der Vergangenheit 
nicht zu guter Amtsführung, kompetenter 
Führung und leistungsfähigen Institutionen 
geführt – und es gibt keinen Grund, weshalb 
das künftig anders sein sollte. Es ist Anlass 
zur Sorge, dass Spitzenleute der globalen 
Wirtschaftspolitik glauben, nur systemi-
sche Schuldenreduzierung könne wieder zu 
Wachstum führen und Armut verhindern.
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im Mai 2019 in Paris 

aufgenommen.  
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PRIVATBANKEN

Kein Geld für Kohle

Durch die Finanzierung der Kohle-, Öl- und 
Gaswirtschaft tragen Banken stark zum Kli-
mawandel bei. Eine aktuelle Studie unter-
sucht die Geldflüsse großer Privatbanken – 
und zeigt auf, was sie tun müssen, um zum 
Erreichen des 1,5-Grad-Ziels beizutragen.

Von Katja Dombrowski

Um die Erderhitzung auf 1,5 Grad zu begren-
zen, wie im Pariser Klimavertrag vereinbart, 
dürfen keine zusätzlichen Kohle-, Öl- und 
Gasvorkommen ausgebeutet werden. Denn 
die Verbrennung der fossilen Ressourcen, 
die jetzt schon erschlossen sind, führt be-
reits dazu, dass das verbliebene Kohlenstoff-
Budget überschritten wird. So steht es im 
Sonderbericht des Weltklimarats von 2018 
zum 1,5-Grad-Ziel (s. Lea Diehl und Sabine 
Balk in E+Z/D+C e-Paper 2018/12, Monitor).

Die Studie „Banking on climate change 
2020“, die den Einfluss privater Banken auf 
den Klimawandel untersucht, zieht daraus 
den Schluss, dass es keine Finanzierung 
neuer fossiler Projekte mehr geben darf. 
Dennoch passiert das weiterhin in großem 
Stil: Die 35 untersuchten Privatbanken aus 
China, Europa, Japan, Kanada und den USA 
steckten demnach in den vier Jahren seit 
Verabschiedung des Pariser Abkommens 
(von 2016 bis 2019) insgesamt 2,7 Billionen 
Dollar in fossile Energien. Jedes Jahr sei 
mehr Geld geflossen als zuvor. Das meiste 

kam der Studie zufolge von den US-Banken 
JPMorgan Chase, Wells Fargo, Citi und Bank 
of America. Die kanadische Bank RBC lan-
dete auf Platz fünf. In Europa führt Barclays 
die Liste der Fossilfinanzierer an, in Japan 
ist es MUFG und in China die Bank of China.

Die Autoren sehen aber auch Fort-
schritte. So hätten mittlerweile 26 der 35 
untersuchten Banken Richtlinien zur Ein-
schränkung der Kohlefinanzierung, 16 Geld-
häuser beschränkten außerdem die Finan-
zierung bestimmter Bereiche der Öl- und 
Gaswirtschaft. Verwunderlich sei das nicht 
– schließlich gehe es im globalen Finanzsys-
tem stets um Risiko und Rendite. „Und kein 
Risiko für die Profite einzelner Unterneh-
men und des Finanzsystems als Ganzem ist 
größer als das, das die Klimakrise mit sich 
bringt.“ Zum finanziellen Risiko komme 
noch das Reputationsrisiko hinzu: Immer 
mehr Kunden und Bankmitarbeiter wollten 
nicht an der Finanzierung der Zerstörung 
der Erde beteiligt sein.

Richtlinien zur Beschränkung der 
Fossilfinanzierung sind der Studie zufolge 
eine Grundvoraussetzung – aber bisher viel 
zu schwach. Das zeige das Beispiel der fran-
zösischen Bank BNP Paribas: Sie habe sich 
selbst mit die strengsten Vorgaben aller un-
tersuchten Banken gegeben und dennoch 
ihre Kohlefinanzierung im vergangenen 
Jahr verdoppelt. Insgesamt gehe die Kohle-
finanzierung weltweit zwar langsam zurück. 

Sie werde aber durch die zunehmende Fi-
nanzierung der Öl- und Gaswirtschaft mehr 
als überkompensiert.

Unterm Strich bescheinigt der Bericht 
dem Privatbankensektor „extreme Verant-
wortungslosigkeit“ in Bezug auf die Klima-
krise. Der wachsende Druck, auch durch 
Bewegungen wie Fridays for Future, könne 
dazu führen, dass der Höhepunkt des Geld-
flusses in die Fossilwirtschaft bald ihren Hö-
hepunkt erreichen wird. Ein Stagnieren auf 
hohem Niveau oder ein langsamer Rück-
gang reichten aber nicht aus, nötig sei viel-
mehr eine rapide und anhaltende Abnahme 
der Finanzierung, um das 1,5-Grad-Ziel zu 
erreichen. Die Autoren fordern die Banken 
dazu auf:

●● die Bedeutung der fossilen Energie-
wirtschaft als Hauptverursacher des Klima-
wandels sowie die Rolle der Banken als ihr 
Geldgeber explizit anzuerkennen,

●● jegliche Finanzierung von neuen fos-
silen Projekten einzustellen und von Unter-
nehmen, die die Ausbeutung fossiler Ener-
gien und die entsprechende Infrastruktur 
(wie Kraftwerke und Pipelines) ausbauen,

●● die Finanzierung bestehender fossi-
ler Projekte und Infrastruktur anhand eines 
konkreten Zeitplans auslaufen zu lassen, 
der dem 1,5-Grad-Ziel entspricht,

●● die Finanzierung von Projekten und 
Unternehmen auslaufen zu lassen, die Öl 
aus Teersand gewinnen, Öl oder Gas in der 
Arktis oder offshore fördern oder durch Fra-
cking gewinnen, Flüssigerdgas herstellen, 
Kohle fördern oder Kohlestrom produzieren, 
und

●● alle Menschenrechte vollständig zu 
respektieren, vor allem die Rechte indigener 
Völker einschließlich ihrer Wasser-, Land- 
und Mitbestimmungsrechte, und jegliche Fi-
nanzierung von Projekten und Unternehmen 
einzustellen, die diese Rechte missachten.

LINK

Rainforest Action Network, 2020: Banking on 

climate change. Fossil fuel finance report 2020.

https://www.ran.org/wp-content/

uploads/2020/03/Banking_on_Climate_

Change__2020_vF.pdf
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COVID-19-TAGEBUCH

22. SEPTEMBER 2020

Lernstopp für Millionen

Hunderte Millionen Kinder waren durch die 
Schul- und Kindergartenschließungen wegen 
der Covid-19-Pandemie von Bildung ausge-
schlossen. Zwar haben die meisten Länder 
Programme für Fernunterricht entwickelt, 
doch viele Mädchen und Jungen konnten 
nicht daran teilnehmen. UNICEF fordert, die 
Konzepte zu verbessern und auszubauen.

Von Claudia Isabel Rittel

Die Schul- und Kindergartenschließungen 
aufgrund der Corona-Pandemie haben welt-
weit 1,5 Milliarden Kinder und Jugendliche 
betroffen. Das zeigt eine Studie des UN-
Kinderhilfswerks UNICEF. Demnach waren 
mindestens 463 Millionen Mädchen und 
Jungen, die bis zur Krise in eine Schule oder 
einen Kindergarten gingen, von staatlichen 
Bildungsprogrammen ausgeschlossen. 
Zwar haben laut UNICEF weltweit 94 Pro-
zent der Länder Konzepte für Fernunter-
richt entwickelt, wobei ärmere Länder mehr 
auf Radio als Übertragungsweg gesetzt ha-
ben und reichere Länder eher auf Fernsehen 
und Internet. Diese Programme erreichten 
jedoch rund 30 Prozent der Kinder und Ju-
gendlichen nicht.

Fast die Hälfte von ihnen waren Vor-
schulkinder. 40 Prozent der Länder haben 

für diese Gruppe laut UNICEF keine Ange-
bote gemacht. Das sei nicht nur im Sinne der 
Kinder ein Versäumnis, sondern auch volks-
wirtschaftlich. Denn jeder in Vorschulbil-
dung investierte Dollar zahle sich neunfach 
gesellschaftlich aus – etwa, weil dadurch 
weniger Schülerinnen und Schüler Klassen 
wiederholen müssten oder die Schule früh-

zeitig abbrächen. Zudem habe die frühkind-
liche Bildung einen großen Einfluss auf das 
individuelle Lebenseinkommen. Je älter 
die Lernenden waren, desto mehr Angebote 
gab es für sie und desto besser ausgestat-
tet waren die Haushalte auch mit Medien. 
In der Sekundarstufe II konnten weltweit 
theoretisch 82 Prozent der Schülerinnen 
und Schüler erreicht werden.

Drei Viertel der Ausgeschlossenen 
lebt auf dem Land. Das gilt in reichen wie in 
armen Ländern, allerdings ist in Letzteren 
der Gesamtanteil derjenigen ohne Zugang 
zu den Programmen höher. In Subsahara-
Afrika etwa liegt er bei rund 50 Prozent. 

Das Lernen zu Hause erfordert entsprechende Angebote und technische Ausstattung: Schülerin 

beim Online-Unterricht in der südkoreanischen Hauptstadt Seoul. 

Coronakrise

Da E+Z/D+C vorrangig dauerhaft relevante Themen behandelt und nicht 
aktuell Bericht erstattet, waren wir auf Covid-19 noch weniger vorbereitet 
als andere. Wir haben aber auf www.dandc.eu ein Tagebuch eingerichtet, in 
dem Autoren von bislang vier Kontinenten über die Pandemie geschrieben 
haben. Hier folgen einige aktuelle Einträge. Da der Sachstand sich schnell 
ändern kann, ist das Erscheinungsdatum auf der Website maßgeblich.  

Unser Web-Tagebuch: https://www.dandc.eu/node/4306 
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Leiden im informellen Sektor

Ben Tembo verdient normalerweise seinen 
Lebensunterhalt mit dem Verkauf gebrauch-
ter Kleider in Sambias Hauptstadt Lusaka. 
Diese informelle Branche heißt „Salaula“. Die 
Covid-19-Pandemie macht ihr arg zu schaf-
fen.

Von Derrick Silimina

Das Problem ist, dass die Salaula-Ware über-
wiegend aus Altkleidern von Menschen aus 
reichen Ländern besteht. Diese werfen alte 
Hosen, Hemden und Pullover nicht ein-
fach weg, sondern reichen sie an wohltätige 
Organisationen weiter, die sie dann an Ex-
porteure weiterverkaufen. Solche Second-
Hand-Kleidung kommt aber wegen der co-
ronabedingt geschlossenen Grenzen nicht 
mehr in Sambia an.

Tembo sagt, viele Händler hätten be-
reits aufgegeben. Er macht sich Sorgen: 
„Wie sollen wir zahlungsfähig bleiben, wenn 
die globale Pandemie anhält?“

Laut einem Bericht der Internationalen 
Arbeitsorganisation (International Labour 
Organization – ILO) von 2018 beschäftigt 
der informelle Sektor Sambias fast 90 Pro-
zent der Erwerbstätigen. Informeller Sektor 
bedeutet, dass Unternehmen nicht amtlich 
gemeldet sind, keine Steuern zahlen und 
kaum staatlichen Regeln unterliegen. Soziale 
Sicherung gibt es nicht. Die Lage ist in vielen 

Ländern südlich der Sahara ähnlich. Klein-
bauern, Einzelhändler und auch der Groß-
handel arbeiten typischerweise informell.

Maßnahmen, welche die Ausbreitung 
von Covid-19 verhindern sollen, treffen 
sie oft hart. Die Geschäftstätigkeit wird er-
schwert oder sogar unmöglich gemacht, so 
dass viele Menschen ohne den täglichen 
Verdienst auskommen müssen, von dem sie 
und ihre Familien abhängen.

Deshalb arbeiten die Menschen nach 
Möglichkeit weiter. Gertrude Mbao ist ein 
Beispiel. Sie hat Angst, sich zu infizieren, 
denn sie steht morgens früh um vier auf, um 

auf dem quirligen Großmarkt das Gemüse 
zu besorgen, das sie dann tagsüber als Ein-
zelhändlerin verkauft. Auch der Kontakt mit 
Kunden geht mit Infektionsrisiken einher. 
„Ich hab keine Wahl“, sagt sie, „ich muss 
trotz Covid-19 den Laden am Laufen halten.“ 
Anders könne sie ihre Kinder nicht ernähren.

Manche Menschen beneiden Mbao 
sogar, denn ihre Arbeit gilt als unverzicht-
bar und läuft weiter. Kneipen und Restau-
rants mussten dagegen schließen, und die 
Beschäftigten verloren ihr Einkommen. 
Erschwerend kommt hinzu, dass Sambia 
schon vor der Pandemie in einer Wirt-
schaftskrise steckte – mit steigenden Staats-
schulden, verfallender Währung und anzie-
hender Inflation. Zusätzlich bremsen nun 
Lockdown-Maßnahmen sowie die Angst vor 
Ansteckung die Ökonomie.

Jack Zulu betreibt einen Schnapsla-
den in der Nähe eines großen Busbahnhofs. 

Angenähert haben sich die Autoren dem 
Thema über zwei Fragen: nach den staat-
lichen Programmen und nach der techni-
schen Ausstattung. Für Erstere nutzten sie 
eine von UNICEF, UNESCO und Weltbank 
durchgeführte Umfrage aus den Monaten 
Mai, Juni und Juli, für Letztere griffen sie 
auf Haushaltsumfragen zurück.

Die Studie hat nur den potenziellen 
Zugang zu Fernunterricht ermittelt, nicht 
die tatsächliche Teilnahme. Die Autoren ver-
muten deshalb, dass die Zahl der Mädchen 
und Jungen, die de facto nicht erreicht wur-
den, weitaus größer ist. Dennoch sollten die 

in der Pandemie entwickelten Konzepte laut 
UNICEF ausgebaut und weiterhin eingesetzt 
werden. Das könne Schulsysteme stärken 
und auch einem Teil der 258 Millionen Kin-
der Bildung ermöglichen, die bislang keine 
Schule besuchen. Fernunterricht müsse 
so konzipiert sein, dass er für alle zugäng-
lich ist. Zugleich müssten die Infrastruktur 
modernisiert und Lehrende und Eltern ge-
schult werden. Wo es noch keine Fernunter-
richt-Programme für Vorschüler gibt, soll-
ten diese erarbeitet werden. Das habe einen 
enormen Einfluss auf die Bildungskarriere 
der Kinder, argumentiert UNICEF.

LINK

Unicef, 2020: Covid-19: Are children able to 

continue learning during school closures?

https://weshare.unicef.org/archive/

RemoteLearningFactsheet_FINAL-

2AM408PZYD7C.html
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kleines Geschäft in 
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Unzureichende Finanzierung

Der Bedarf armer Länder an Unterstützung 
ist durch die Corona-Pandemie massiv 
gestiegen. Das gilt besonders für Krisenlän-
der. Deutschland und die EU müssen mit 
ihrer Unterstützung ein klares Signal für Soli-
darität setzen.

Von Veronika Ertl

Im Zuge der Corona-Pandemie ist der Be-
darf an humanitärer und Entwicklungshilfe 
weltweit stark gestiegen. Vor allem Konflikt-
länder wie Syrien, Libyen und der Jemen, 
die schon vor Covid-19 unter humanitären 
Krisen litten, sind jetzt mehr denn je auf 
internationale Unterstützung angewie-
sen. Dementsprechend haben die UN mit 
dem Global Humanitarian Response Plan 
(GHRP) den größten Hilfsaufruf ihrer Ge-
schichte gestartet – sein Bedarf liegt inzwi-
schen bei 10,3 Milliarden Dollar.

Die bisherigen Finanzierungszusa-
gen der internationalen Gemeinschaft sind 
jedoch unzureichend. Die diesjährigen 
Geberkonferenzen für Syrien und seine 
Nachbarländer sowie für den Jemen haben 
ihre Finanzierungsziele deutlich verfehlt. 
Im Jemen mussten deshalb seit Mitte April 
bereits 30 der 41 UN-Hilfsprogramme ihre 
Arbeit stark einschränken oder sogar ein-
stellen. Auch in Syrien werden viele hilfsbe-
dürftige Menschen nicht mehr erreicht.

Corona hat auch wohlhabende Län-
der schwer getroffen, und offenbar liegt 
bei vielen die Priorität in der heimischen 

Krisenbewältigung. Im Vergleich zu den 
beschlossenen nationalen und euro-
päischen Hilfsprogrammen mutet die 
Unterstützung für Schwellen- und Ent-
wicklungsländer zurückhaltend an. Auch 
sicherheits- und geopolitische Überle-
gungen stehen der notwendigen Hilfe 
in einigen Krisenregionen im Weg. Der 
schmerzhafte Kompromiss im UN-Sicher-
heitsrat zur Verlängerung der Crossbor-
der-Resolution, die die grenzüberschrei-
tende Versorgung für Syrien regelt, zeigt 
dies deutlich auf. Durch die politisch 
motivierte Blockadehaltung Chinas und 
Russlands wurden die Zahl der humanitä-
ren Zugänge und damit die Möglichkeiten 

zur lebensnotwendigen Unterstützung 
der Bevölkerung weiter eingeschränkt. In 
Libyen stehen indes das Ringen um eine 
politische Lösung des Konflikts und die 
Einhaltung des UN-Waffenembargos im 
Vordergrund.

Auf der anderen Seite haben sich die 
humanitären Krisen in Konfliktregionen 
durch die Pandemie zum Teil drastisch 
verschlimmert. Das gefährdet die über die 
vergangenen Jahre und Jahrzehnte hart 
erkämpften Fortschritte in den Bereichen 
Armuts- und Hungerbekämpfung sowie Ge-
sundheitsversorgung. Deutschland und die 
EU tragen hier Verantwortung.

Die Pandemie zeigt wie kaum ein Er-
eignis unserer jüngeren Geschichte, dass 
sich in der globalisierten Welt Probleme 
nur global lösen lassen. Die Weltgemein-
schaft ist im Hinblick auf die Bekämpfung 
des Virus nur so stark wie ihr schwächstes 
Glied – eine Unterstützung der schwäche-
ren Staaten liegt also auch im Interesse 

Sein Geschäft ist nicht geschlossen, aber 
dennoch quasi ruiniert. „Mein Lebensun-
terhalt ist schwer beeinträchtigt worden“, 
sagt er. Früher habe er an guten Tagen den 
Gegenwert von 250 Dollar eingenommen, 
jetzt sei er froh, wenn ihm das im gesamten 
Monat gelinge.

Covid-19 breitet sich unterdessen in 
Sambia weiter aus. Laut Gesundheitsminis-
terium wurden bis zum 7. September fast 
13 000 Infektionen gezählt. Knapp 300 Pati-
enten seien gestorben. Viele Menschen den-

ken jedoch, dass das wirtschaftliche Leid, 
welches Schutzmaßnahmen verursacht ha-
ben, in keinem sinnvollen Verhältnis zu den 
Gesundheitsrisiken steht.

Das Jesuit Centre for Theological Re-
flection (JCTR) hat die Regierung aufge-
fordert sicherzustellen, dass armen Haus-
halten nicht wegen Schutzmaßnahmen 
das Verhungern droht. Diese katholische 
Einrichtung betreibt Forschung, Bildung 
und politische Öffentlichkeitsarbeit, um in 
Sambia und Malawi soziale Gerechtigkeit zu 

fördern. Die Regierung steht vor der Aufga-
be, Gesundheitsschutz und Wirtschaftspoli-
tik stimmig auszubalancieren – und das ist 
angesichts leerer Staatskassen eine riesige 
Herausforderung.

DERRICK SILIMINA 
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Cholera-Patientin im 

Jemen. Das Land 

leidet unter 

mehreren Krisen 

gleichzeitig. 
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Politische Repression während 
Lockdown

Simbabwe ist für autoritäre Regierungsfüh-
rung bekannt. Präsident Emmerson Mnan-
gagwa versprach vor drei Jahren bei seinem 
Amtsantritt Besserung, nachdem sein Vor-
gänger Robert Mugabe gestürzt worden war. 
Leider hatten westliche Botschaften den-
noch kürzlich Anlass, seine Regierung zu 
ermahnen, Covid-19 nicht zum Vorwand für 
Menschenrechtsverletzungen zu nehmen.

Von Jeffrey Moyo

Hopewell Chin’ono hat als Journalist ver-
schiedene Preise gewonnen. Der jüngste 

Skandal, den er aufdeckte, betraf Simbab-
wes Gesundheitsministerium und die Ver-
untreuung von Covid-19-Mitteln. Im Juli 
entließ der Präsident deshalb den Gesund-
heitsminister. Kurz darauf, am 20. Juli, 
brach dann aber die Polizei in Chin’onos 
Haus ein und verhaftete ihn. Es heißt, er 
habe zu Gewalt aufgerufen, unter anderem 
weil er trotz Lockdown eine Protestaktion, 
die für den 31. Juli geplant war, aber nie 
stattfand, öffentlich unterstützt hatte. Kürz-
lich wurde er nach 45 Tagen in Haft gegen 
eine Kaution von 120 Dollar entlassen. Sein 
Anwalt sagt, er sei krank und brauche medi-
zinische Versorgung.

Andere Oppositionelle haben auch 
Hafterfahrungen gesammelt. Jacob Ngariv-
hume wurde ebenfalls kürzlich gegen Kau-
tion freigelassen. Er hatte die Aktion am 31. 
Juli organisieren wollen.

Betroffen sind darüber hinaus Cecilia 
Chimbiri, Netsai Marova and Joana Mo-
mombe von der Jugendorganisation der Op-
positionspartei MDC Alliance. Sie wurden 
aus Polizeihaft entführt, verprügelt und – 
mit mehreren Verletzungen – gleich wieder 
inhaftiert. Auch ihnen wird vorgeworfen, 
den Lockdown durch Proteste verletzt zu 
haben.

Die Regierung behauptet, die Lock-
down-Restriktionen dienten der Eindäm-
mung der Pandemie. Politisch aktive Men-
schen erkennen aber ein dunkleres Motiv. 
Der prominente Menschenrechtsverteidiger 

Owen Dhliwayo sagt, die Regierung nutze 
das Coronavirus, um die Opposition zu un-
terdrücken. Die Krankheit schaffe ihr Raum 
für Menschenrechtsverletzungen.

So sehen das auch Diplomaten aus 
wichtigen westlichen Ländern. Am 20. Au-
gust veröffentlichten mehrere Botschaf-
ten ein gemeinsames Statement. Es besagt 
unter anderem: „Covid-19 darf nicht als 
Entschuldigung für die Einschränkungen 
fundamentaler Bürgerrechte dienen. Die 
Presse- und Meinungsfreiheit sowie das 
Recht, sich zu versammeln, sind allgemein 
anerkannte Menschenrechte, welche die 
Verfassung Simbabwes garantiert.“ Beteiligt 
waren Britannien, Kanada, Deutschland, 
die Niederlande, Norwegen, Polen und die 
USA.

Simbabwes Regierung bestreitet Fehl-
verhalten, aber ihre Kritiker fühlen sich an 
die missbräuchliche Gewalt erinnert, wel-
che typisch für die Amtsführung Mugabes 
war – dem Potentaten, der Simbabwe in die 
Unabhängigkeit führte, von 1980 bis 2017 re-
gierte und voriges Jahr starb.

Dewa Mavhinga, der für das südli-
che Afrika zuständige Direktor von Human 
Rights Watch betont unterdessen, Simbab-
wes Regierung müsse die Vorwürfe ernst 
nehmen. Er bezeichnet Ermittlungen als 
unabdingbar.

LINK

Gemeinsames Statement der Botschaften:

https://zw.usembassy.gov/joint-statement-

from-the-heads-of-missions-of-canada-

germany-the-netherlands-norway-poland-the-

uk-and-the-usa/
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Präsident Emmerson Mnangagwa nimmt 

Covid-19 ernst und verfolgt auch andere Ziele 

als die Eindämmung der Pandemie. 

Deutschlands und Europas. Multilaterale 
Organisationen haben dabei eine wichtige 
Koordinierungsfunktion, ihre Unterstüt-
zung ist gerade jetzt unerlässlich.

Trotz aller Schwächen ist auch in 
der Krise deutlich, dass Deutschland und 
die EU führende Geber sind. Deutschland 
schneidet im Vergleich zu anderen Staaten 
durch rasches Umwidmen von Mitteln und 
die Mobilisierung zusätzlicher Gelder für 

humanitäre und Entwicklungshilfe relativ 
gut ab. Die EU stellt hingegen kaum neue 
Mittel bereit, sondern steuert überwiegend 
bestehende Budgets um. Auch Hoffnungen 
auf mehr Geld für humanitäre Hilfe und 
Entwicklungszusammenarbeit im Mehrjäh-
rigen Finanzrahmen für 2021 bis 2027 haben 
sich nicht erfüllt. Dabei ist es in Zeiten der 
Pandemie wichtiger denn je, dass Deutsch-
land und die EU durch ihre Unterstützung 

für Konfliktländer ein klares Signal für Soli-
darität setzen.
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